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1 Aufgabenstellung und städtebauliches Erfordernis 

Der Stadtrat der Stadt Borna hat in seiner Sitzung am 27.05.2021 beschlossen, den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Energiepark Borna" aufzustellen, um die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
zu schaffen. 
 
Da Photovoltaik-Freiflächenanlagen abseits der Kulissen des § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB kein 
privilegiertes Vorhaben im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB darstellen, ist die 
Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 
 
Der Geltungsbereich umfasst Flächen östlich und südlich der Kernstadt Borna und soll über 
mehrere einzelne Bebauungspläne umgesetzt werden. Die vorliegende Planung betrifft die 
Teilfläche 2, östlich und südöstlich der Kernstadt Borna, zwischen Kesselshain im Norden, 
Bockwitzer See im Osten und autobahnbegleitend entlang der Bundesautobahn A 72. 
 
Dabei sollen intensiv genutzte, landwirtschaftliche Flächen als sonstige Sondergebiete gemäß 
§ 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung für die Nutzung erneuerbarer Energien als 
Photovoltaik-Freiflächenanlage (SO Photovoltaik) festgesetzt werden. Der Geltungsbereich 
des vorliegenden Bebauungsplans für die Teilfläche 2 umfasst eine Fläche von 190,77 Hektar.  
 
Deutschland und die Europäische Union richten die gesamte Klima-, Energie- und 
Wirtschaftspolitik auf den 1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad aus. Der Ausbau der Erneuerbaren 
Energien gehört dabei zu den entscheidenden strategischen Zielen der europäischen und der 
nationalen Energie- und Klimapolitik. In Deutschland soll im Rahmen dessen der Anteil des 
aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch bis 2030 auf 
80 Prozent steigen, bis 2035 soll der gesamte Strom in Deutschland treibhausgasneutral 
erzeugt werden. Die Dringlichkeit dieses Ziels wurde mit dem zum 01.01.2023 neu gefassten 
Erneuerbare-Energien-Gesetz unterstrichen. Der beschleunigte Ausbau der Erneuerbaren 
Energien dient demnach der öffentlichen Sicherheit und stellt ein überragendes öffentliches 
Interesse dar. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen 
die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden 
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden (§ 2 EEG). Ausnahme sind dabei nur Belange 
der Landesverteidigung. 
 
Nach der aktuellen Statistik des Umweltbundesamtes lag der Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttostromverbrauch 2020 bei 45,4 %, eine Steigerung von 3,4 Prozent im 
Vergleich zu 2019. Im Jahr 2021 fiel der Anteil dann auf 41,1 %, bevor er im Jahr 2022 auf 
46,2 % angestiegen ist. Nach den Ausbauzielen des EEG ergibt sich für die kommenden Jahre 
bis einschließlich 2030 somit eine jährliche Steigerung von mindestens 4,2 % und zwischen 
2030 und 2035 von mindestens 4,0 Prozent pro Jahr. 
 
Mit dem Energie- und Klimaprogramm 2012 verfügte auch der Freistaat Sachsen über 
quantitative Vorgaben für die Energiepolitik. Danach steht bis 2022 das klimaschutzpolitisch 
motivierte Ziel, den Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch auf 28 Prozent 
zu steigern. Damit blieb der Freistaat Sachsen hinter den auf Bundesebene gesetzten 
Zielstellungen zurück, 2019 lag der Anteil am Bruttostromverbrauch für die erneuerbaren 
Energien bei 25,2 Prozent (Bundesdurchschnitt 36 Prozent). Mit dem Energie- und 
Klimaschutzprogramm Sachsen 2021 wird das etablierte Zieldreieck aus Wirtschaftlichkeit, 
Versorgungssicherheit sowie Klima- und Umweltverträglichkeit beschrieben. Sachsen bekennt 
sich zum Klimaschutz, es ergeben sich sechs zentrale Strategien, zu denen auch der Ausbau 
der Nutzung erneuerbarer Energien gehört. Gemäß Koalitionsvertrag sollen bis 2024 die 
planerischen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, dass Sachsen nach Ende 
der Braunkohleverstromung seinen Bedarf bilanziell vollständig aus erneuerbaren Energien 
decken kann. 2019 betrug die Stromerzeugung aus PV 1.933 GWH/A, 2024 sollen es 3.980 
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sein. Dass entspricht einer Verdoppelung über einen Zeitraum von 5 Jahren. Dabei sollen auch 
Freiflächen in den Braunkohlerevieren und Bergbaufolgelandschaften einbezogen werden. 
Explizit soll auch der Ausbau von Erzeugungskapazitäten unabhängig vom EEG unterstützt 
werden (vgl. SMEKUL 2021). Die Bunderegierung verfolgt das Ziel von 215 Gigawatt Kapazität 
bei der Solarenergie bis 2030 zu erreichen. Bis 2026 soll der jährliche Zubau verdreifacht 
werden und etwa hälftig auf Dächern und in der Fläche erfolgen (vgl. BMWK 2023). 
 
Mit dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden“ erfolgte eine Novellierung des Baugesetzbuchs. 
Damit wurde die Bedeutung des Klimaschutzes in der Bauleitplanung als eigenständiges Ziel 
unterstrichen. 
 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch 
in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt […] 
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern […]. Bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 7. die Belange des 
Umweltschutzes, […], insbesondere e) die Vermeidung von Emissionen […], f) die Nutzung 
erneuerbarer Energien […], 8. die Belange e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und 
Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 9. die Belange des Personen- und 
Güterverkehrs und der Mobilität der Bevölkerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim 
Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektromobilität […]. Diese gesamtgesellschaftlichen 
Ziele werden mit der gegenständlichen Bauleitplanung verfolgt. 
 
Bei der Umsetzung der Klimaschutzziele kommt den Städten und Gemeinden mit relevantem 
Freiflächenanteil außerhalb der Agglomerationen und verdichteten Räume eine besondere 
Verantwortung zu, da davon ausgegangen werden muss, dass Städte und Agglomerationen 
ihre benötigten Strommengen aufgrund der Flächenverfügbarkeit nicht vollständig selbst 
erzeugen werden können. 
 
Es muss also davon ausgegangen werden, dass ein weiterer Zubau von Erzeugungs-
kapazitäten im PV-Sektor auch auf dem Gebiet der Stadt Borna erforderlich ist. 
 
Gemäß § 1 Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden. Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind in Bezug auf die Auswirkungen auf Grund und 
Boden sowie die einzelnen Schutzgüter nicht mit einer „klassischen“ Inanspruchnahme durch 
z.B. Wohn- oder Gewerbegebiete vergleichbar. Die Flächenversiegelung ist gering, mit der 
Überplanung von bisher intensiv genutzten Ackerflächen geht eine Aufwertung der Flora und 
Fauna einher, die Bodenfunktionen bleiben auch unter den Modulen weitgehend intakt. Damit 
stellen Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Vergleich zu anderen Formen der 
Energieerzeugung eine boden- und umweltschonende Möglichkeit dar. Durch die Umsetzung 
grünordnerischer Maßnahmen wird eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
in der Regel vermieden, was zu einer größeren Akzeptanz bei der Bevölkerung führt. Der 
Rückbau der Anlagen ist mit einem vergleichsweise geringen Aufwand möglich, da nach 
Abbau der oberirdischen Anlagen lediglich die Entfernung der gerammten Stahlprofile aus dem 
Boden erforderlich ist. Eine Integration in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile z.B. auf 
Brachflächen oder in Baulücken kommt in der Regel z.B. aus Akzeptanzgründen und aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht. 
 
Um insbesondere im Interesse des Klimas, der Natur und des Umweltschutzes eine 
nachhaltige Produktion von Solarstrom zu ermöglichen, lenkt § 37 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe c EEG die Photovoltaik-Freiflächenanlagen u.a. entlang von Autobahnen oder 
Schienenwegen mit einem Abstand von 500 Metern, gemessen vom äußeren Fahrbahnrand. 
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Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird derzeit intensiv 
landwirtschaftlich genutzt und befindet sich überwiegend innerhalb der Förderkulisse des EEG 
entlang von Infrastrukturachsen. 
 
Durch die geplanten grünordnerischen Maßnahmen, zum Beispiel die Anlage von 
Laubstrauchhecken und das Etablieren von extensivem Grünland und angrenzenden 
Blühstreifen und dessen dauerhafter Pflege wird ein wesentlicher Beitrag zur Aufwertung des 
Bodens sowie der Flora und Fauna erreicht. 
 
Der erzeugte Strom der Photovoltaik-Freiflächenanlagen soll in das öffentliche Stromnetz 
eingespeist werden. Die Vermarktung des erzeugten Stroms soll dabei überwiegend 
unabhängig von den staatlich geregelten Einspeisevergütungen aus dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG), eigenständig durch den Vorhabenträger am freien Markt erfolgen. 
Dementsprechend soll keine Vergütung nach dem EEG in Anspruch genommen werden. Das 
Projekt entlastet somit das Konto der EEG-Umlage und damit die Allgemeinheit. Es wird daher 
die Infrastruktur zur Versorgung der Allgemeinheit mit CO2-neutralem Solarstrom geschaffen, 
ohne dass der Allgemeinheit hierfür Kosten entstehen. Darüber hinaus soll auch eine 
Direktbelieferung von energieintensiven Unternehmen sowie von Wasserstoffelektrolyse-
Anlagen erfolgen - mit dem Ziel der Förderung von Folgeansiedlungen und Mehrung der 
regionalen Wertschöpfung. 
 
Zunehmend rückt auch die Produktion von grünem Wasserstoff in den Fokus, ein wesentliches 
Ziel ist hier auch die Substitution von Erdgas. Gemäß der sächsischen Wasserstoffstrategie 
sollen in Mitteldeutschland mittelfristig alle Industriestandorte an ein gemeinsames 
Wasserstoffnetz angeschlossen werden. Für die Produktion von grünem Wasserstoff ist ein 
erheblicher Ausbau der Erzeugungskapazitäten im Bereich der erneuerbaren Energien 
erforderlich. Nach aktuellen Planungen soll der Energiepark Borna nach Fertigstellung aller 
Teilabschnitte bis zu 568 GWh pro Jahr erzeugen. Damit entspricht das Vorhaben auch der 
sächsischen Wasserstoffstrategie, welche vorsieht, möglichst viel Wasserstoff mitsamt der 
dafür benötigten grünen Energie gebündelt innerhalb Sachsens zu erzeugen. Der 
Industriestandort Borna wird hierdurch für die energieintensive Industrie des 21. Jahrhunderts 
attraktiv, was die Schaffung neuer Arbeitsplätze sowie den Aufbau von Wertschöpfungsketten 
vor Ort begünstigt. Zudem wahrt die ortsansässige Wasserstoffproduktion auf Basis der 
Erzeugung der erforderlichen Energie die Identität der Energieregion Borna in Zeiten des 
Kohleausstiegs. Darüber hinaus entstehen innerhalb des Transportwesens Chancen durch die 
Verfügbarkeit von Wasserstoff zum Antrieb von Lastkraftwagen, Bussen und Bahnen. 
 
Insbesondere sollen folgende Planungsziele erreicht werden: 
- politisches Ziel ist die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien an der 

Gesamtenergieproduktion und somit Reduzierung des Anteils fossiler Energiegewinnung 
- Nutzung einer intensiv genutzten, landwirtschaftlichen Fläche als Fläche für Photovoltaik-

Freiflächenanlagen 
- Ausschöpfung des wirtschaftlichen Potenzials der Stadt Borna 
- Erzeugung von Strom aus Solarenergie und damit verbundene Reduzierung des CO2-

Ausstoßes 
- Naturschutzfachliche Aufwertung der Flächen durch die Anlage von Gehölzstrukturen, 

extensiven Grünflächen und Blühwiesen 
- Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
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2 Städtebauliches Konzept 

2.1 Plankonzept 

Geplant ist die Errichtung großflächiger Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf bisher intensiv 
genutzten, landwirtschaftlichen Flächen unter Berücksichtigung der natürlichen 
Gegebenheiten am Standort. Dabei ist der überwiegende Teil des Geltungsbereichs als 
sonstiges Sondergebiet Photovoltaik (SO-PV) festgesetzt. Innerhalb dieser Sondergebiete 
erfolgt die Errichtung der PV-Anlagen und der erforderlichen technischen Anlagen. Entlang 
der Grenzen der Sondergebiete erfolgt eine umlaufende Einfriedung. Die Erschließung der 
Teilflächen erfolgt jeweils über bestehende Feldzufahrten entlang der durch das Plangebiet 
führenden, befestigten Wege. Die innere Erschließung der Anlagen erfolgt über teilbefestigte 
Wege und ordnet sich der Zweckbestimmung des Gebiets unter. Sie ist nicht Bestandteil der 
Festsetzungen des Bebauungsplans. 
 
Zur Minderung der Beeinträchtigung der einzelnen Schutzgüter erfolgen Festsetzungen zur 
Grünordnung und zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie zu deren 
Aufwertung. Dabei handelt es sich vorwiegend um Pflanzmaßnahmen zur Eingrünung der 
Anlagen an den relevanten Punkten sowie zur Minderung der Sichtbarkeit und der Eingriffe in 
das Landschaftsbild. Weitere umfangreiche Maßnahmen betreffen die Entwicklung von 
Grünland unter und zwischen den Modulen sowie der Flächen im Bereich der Waldränder. 
Neben der Verbesserung der Bodenfunktionen führen diese Maßnahmen vor allem zu einer 
Aufwertung der Flächen als Habitat für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten und erhöhen die 
Akzeptanz der Bevölkerung. Im Plangebiet vorhandene Waldflächen und Gehölze werden 
durchgängig zum Erhalt festgesetzt. 
 
 
2.2 Beschreibung des Vorhabens 

Zur Aufständerung der Modultische werden zuerst Metallpfosten bis in eine Tiefe von maximal 
2 Metern in den Boden gerammt. Durch die gewählte Bauweise (Rammen der Metallpfosten) 
beträgt der Versieglungsanteil weniger als 1 Prozent des gesamten Sondergebiets. Auf den 
Metallpfosten wird eine Leichtmetallkonstruktion befestigt auf der anschließend die Module 
befestigt werden. Der Modultisch mit einer maximalen Höhe von 4 Metern wird auf einem Teil 
der Flächen in Ost/Westausrichtung (2 Modulreihen in Form eines Satteldachs) und teilweise 
in klassischer Südausrichtung errichtet. 
 

 
 
Abb. 1: Schematische Darstellung einer PV-Anlage in Ost/Westausrichtung 
 
Die Module werden an der Unterseite zu Strängen untereinander verkabelt. Diese werden 
gebündelt zu den Wechselrichterstationen geführt. Kabel, die für den Anschluss an die 
Wechselrichter- und Trafostationen sowie für den Anschluss an das regionale Versorgernetz 
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erforderlich werden, werden im Boden mit einer Mindesttiefe von 0,80 Metern und einer 
maximalen Tiefe von etwa 1,5 Metern und mit sofortiger Verfüllung des Grabens verlegt. 
Mehrere Modultische werden in parallelen Reihen in Ost/Westausrichtung bzw. 
Südausrichtung innerhalb der Baugrenzen des geplanten Sondergebiets aufgestellt. Die in der 
Regel nicht begehbaren Trafostationen in Fertigteilbauweise werden mittels Betonfundament 
im Boden verankert. Die Errichtung der inneren Zuwegungen zur Erschließung der 
technischen Anlagen erfolgt entweder in geschotterter Bauweise oder als verdichtete Fahrspur 
im Grünland. 
 
 
3 Bedeutung für die regionale Wirtschaft 

Unter den bereits aufgeführten Planungszielen, die mit dem beschriebenen Vorhaben erreicht 
werden sollen, liegt ein besonderer Fokus auf der Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft. 
Die Alleinstellungsmerkmale des Standorts bieten ein enormes Potenzial, das durch eine 
Vielzahl von Maßnahmen und durch Nutzung von Synergie-Effekten ausgenutzt und daraus 
eine positive Wirkung für die regionale Wirtschaft geschaffen werden soll, die weit über das 
übliche Maß eines Photovoltaik-Projektes hinausgeht. 
 
Vor dem Hintergrund der Energiewende und den damit verbundenen ambitionierten 
Klimaschutzzielen der Bundesregierung steht das Energiesystem in Deutschland vor großen 
Veränderungen. Die geplante Beendigung der inländischen Förderung und Verstromung von 
Braunkohle bis spätestens 2038 ist in den deutschen Kohlerevieren mit einem Strukturbruch 
und dem Wegfall ganzer Wertschöpfungsketten verbunden. Durch den Aufbau industrieller 
und infrastruktureller Kapazitäten für Wasserstoff eröffnet sich für die Region die große 
Chance, den Strukturwandel proaktiv zu gestalten. Die existierenden Industriestrukturen der 
Region bilden die Basis für den Aufbau der neuen Wertschöpfungsketten und bieten 
signifikante Wachstumspotenziale beim Übergang hin zu einem von erneuerbaren Energien 
geprägten Energiesystem. Die Region kann so zu einem attraktiven Zentrum im wesentlichen 
Zukunftsfeld des Wasserstoffs werden. 
 
Durch die Produktion von Solarstrom im Energiepark Borna soll die Möglichkeit geboten 
werden, vor Ort marktfähigen grünen Wasserstoff herzustellen und so die Grundlage für eine 
Wasserstoff-Wirtschaft in der Region zu schaffen. Wesentliche Grundvoraussetzung für die 
Erzeugung von grünem Wasserstoff ist die ortsnahe Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien, bei deren Ausbau hauptsächlich ländliche Gebiete aufgrund ihrer Flächenpotentiale 
eine wesentliche Rolle spielen. Dies – und ein konsistenter und verlässlicher Pfad zur 
Erreichung der Klimaziele unter Berücksichtigung der wichtigen Rolle des Wasserstoffs – sind 
die Voraussetzung für eine erfolgreiche Transformation des Mitteldeutschen Reviers zu einer 
„Innovationsregion Mitteldeutschland“. Grüner Wasserstoff ist mit Blick auf seine breite 
sektorübergreifenden Einsatzmöglichkeiten der Schlüsselenergieträger der Zukunft. 
 
Die Verfügbarkeit erneuerbarer Energie soll den Industriestandort und dessen 
Energieversorgung zukünftig sichern und darüber hinaus neue Unternehmensansiedlungen 
fördern. PV-Freiflächenanlagen sind sowohl unter den erneuerbaren Energien als auch den 
Energiequellen insgesamt die kostengünstigste Technologie zur Stromerzeugung in 
Deutschland. Dadurch sind Betreiber von PV-Freiflächenanlagen in der Lage, den 
produzierten Solarstrom besonders preiswert anzubieten. Durch den Bezug des günstigen 
Solarstroms können vor allem Industrieunternehmen mit hohen Stromverbräuchen ihre 
Betriebskosten erheblich senken. Gleichzeitig können Unternehmen durch den Bezug 
erneuerbarer Energie ihren CO2-Ausstoß deutlich verringern. 
 
Nicht zuletzt haben die aktuellen Kriegsereignisse und der akute Mangel an Erdgas radikal 
aufgezeigt, dass der schnellstmögliche Ausbau der Erneuerbaren Energien existenziell für 
unsere Wirtschaft und Gesellschaft geworden ist. Vor diesem Hintergrund gilt der Ausbau 
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gemäß Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) 2023 als "überragendes öffentliches Interesse 
und dient der öffentlichen Sicherheit". Alle weiteren Aspekte bei der Planung von Anlagen zur 
Erzeugung Erneuerbarer Energien sind im Sinne einer Ermöglichung solcher Anlagen daher 
unterzuordnen. 
 
 
3.1 Standortentwicklung durch Ansiedlung von Zukunftsindustrie 

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass es bereits viele Beispiele in Ostdeutschland gibt, in 
denen die Verfügbarkeit von erneuerbarer Energie eine wesentliche Rolle für große 
Unternehmen bei der Standortentscheidung gespielt hat. So konstatiert Stephan Kapferer, 
Vorsitzender der Geschäftsführung von 50Hertz Transmission GmbH: „Die Verfügbarkeit von 
grünem Strom und grünem Wasserstoff wird künftig wesentlich die Standortfrage bei 
Industrieunternehmen bestimmen“ (https://wirtschaft-markt.de/2022/04/29/stefan-kapferer-im-
wm-interview-ostdeutschland-hat-gute-voraussetzungen-fuer-neue-industrieansiedlungen 
/?cn-reloaded=1). 
 
So hat sich beispielsweise Halbleiterhersteller und Branchenriese Intel für den Standort 
Magdeburg in Sachsen-Anhalt entschieden, um dort 17 Milliarden Euro zu investieren und eine 
neue Giga-Fabrik aufzubauen. Sachsen-Anhalt gehört zu den Vorreitern bei der Gewinnung 
nachhaltiger Energien, die Unternehmen vor Ort versorgen sollen. Darüber hinaus hat sich 
nach Intel ebenfalls der US-Konzern Avnet für Sachsen-Anhalt entschieden und plant dort ein 
Hochleistungsdistributionszentrum für Halbleiterelektronik und weitere Bauteile. Durch die 
neuen Standorte sollen allein durch die Intel-Ansiedlung mehrere tausend Arbeitsplätze 
geschaffen werden (https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt 
/magdeburg/salzland/avnet-intel-chiphersteller-hableiter-bernburg-magdeburg100.html). 
 
Auch der Standort des BMW-Werks in Leipzig, das von Anfang an als „Grünes Werk“ geplant 
war, soll erhalten bleiben. Die Aussicht auf eine Anbindung an das mitteldeutsche Wasserstoff-
Netz veranlassen das Unternehmen weiter in den Standort zu investieren und das Ziel einer 
vollständig CO2-freien Produktion am Standort Leipzig weiter zu verfolgen 
(https://www.autoland-sachsen.com/bmw-leipzig-mit-wasserstoff-kuenftig-co2-frei-
produzieren/). 
 
Darüber hinaus konnte Tesla laut Brandenburgs Ministerpräsidenten Dietmar Woidke wegen 
der Ökoenergie vom Standort Grünheide in Brandenburg überzeugt werden. An diesem 
Standort hat Tesla entschieden seine erste Gigafactory in Europa bzw. die weltweit größte 
Produktionsstätte von Elektroautos und -batterien zu bauen 
(https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/tesla-plaene-fuer-brandenburg-dietmar-
woidke-will-mit-oeko-strom-ueberzeugt-haben-a-1296246.html). 
 
Diese Beispiele zeigen, wie wichtig die erneuerbare Stromerzeugung vor Ort für die 
Standortentscheidung für Unternehmen mit großen Stromverbräuchen ist. Aus dieser 
Abhängigkeit entstehen oftmals Kooperationen zwischen Stromerzeuger und -verbraucher 
von denen gleichzeitig Drittparteien profitieren. So werden in der Regel zusätzliche 
Steuereinahmen für die Gemeinden generiert und es werden neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten durch Pflege und Wartung der Anlage geboten. Mit diesem Ziel 
vor Augen, werden entsprechende Maßnahmen im Projekt Energiepark Borna so geplant, 
dass die Alleinstellungsmerkmale des Standorts bestmöglich ausgenutzt werden. Zu diesen 
Standortvorteilen gehört vor allem die bereits bestehende Infrastruktur der Stromnetze aus der 
Kohleverstromung. Am benachbarten 380 kV-Umspannwerk Eula ist ausreichend 
Anschlusskapazität vorhanden, um den gemeinsamen Anschluss des Solarparks mit einem 
Wasserstoff-Elektrolyse-Kraftwerk im industriellen Maßstab zu realisieren. Gleichzeitig bietet 
die Region freie Flächen für den Ausbau der erneuerbaren Energien auf geringwertigen 
Landwirtschaftsflächen, die sich auf ehemaligem Gelände der Braunkohle befinden. 
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Ein weiterer wichtiger Faktor für die Neuansiedlung einer klimaneutralen (Wasserstoff-) 
Wirtschaft ist die Verfügbarkeit von Industrie- und Gewerbeflächen. Mit den Alt-Kraftwerk-
Standorten Thierbach und Espenhain befinden sich in unmittelbarer Nähe zwei 
Industriegebiete, die sich nicht zuletzt durch ihre vorhandene und neu geplante Erschließung 
mit Gas- und Wasserstoff-Leitungen hervorragend für die Ansiedlung einer Wasserstoff-
Wirtschaft eignen und umfangreiche freie Flächen hierfür haben. 
 
Darüber hinaus lässt der Geltungsbereich für die Teilfläche 2 bewusst Raum zur Erweiterung 
der Gewerbegebiete "Borna-Ost" sowie "Waldstr. Zedtlitz" für potenzielle 
Unternehmensansiedlungen, die mit Solarstrom versorgt werden können, zum Beispiel 
Rechenzentren oder andere energieintensive emissionsarme Betriebe. 
 
 
3.2 Entstehen eines Gewerbe- und Industriegebietes für Wasserstoffwirtschaft 

 
 
Abb. 2: Wasserstoffregion Borna 
 
Die Abbildung gibt einen Überblick über die Aktivitäten zum Aufbau einer Wasserstoff-
Wirtschaft in der Region. Die Flächen für die PV-Freiflächenanlagen des Energieparks Borna 
sind im unteren Teil der Karte dargestellt. Nördlich des Energieparks, auf dem Standort des 
Alt-Kraftwerks Thierbach, befindet sich bereits ein Wasserstoff-Elektrolyse-Kraftwerk in 
Planung. Dort sollen große Mengen an Wind- und Sonnenstrom in Form von Wärme 
gespeichert und dann als aufbereiteter Dampf zur Deckung des industriellen Bedarfs 
bereitgestellt werden. Das Elektrolyse-Kraftwerk wandelt Spitzenstrom aus Wind und Sonne 
mit einer hocheffizienten, innovativen Elektrolysetechnologie in grünen Wasserstoff um. Dieser 
wird anschließend an Industrie und Kommunen geliefert oder als Brennstoff für Turbinen oder 
Brennstoffzellen zur Rückverstromung genutzt. Die Entwicklung des Konzeptes für das 
Wasserstoff-Elektrolyse-Kraftwerk wird vom Sächsischen Staatsministerium für Energie, 
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Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft im Rahmen der "Mehrwertinitiative Sachsen" 
gefördert. Das Prinzip des Elektrolyse- Kraftwerk ist vereinfacht in Abbildung 2 dargestellt. 
 
Das geplante Elektrolyse-Kraftwerk, welches mindestens die Leistung des Energieparks Borna 
erreicht, soll als Grundversorgung mit dem Solarstrom aus dem Energiepark Borna beliefert 
werden. Ein solches Kraftwerk kann mithilfe des günstigen und grünen Solarstroms grünen 
Wasserstoff herstellen, der zu ausgesprochen wettbewerbsfähigen Preisen geliefert werden 
kann und zudem - durch die Erzeugung in unmittelbarer Nähe - den EU-Richtlinien der REDII-
Verordnung entspricht. 
 

 
 
Abb. 3: Funktionsweise eines Elektrolyse-Kraftwerkes (https://hh2e.de ) 
 
Die unmittelbare Nähe zwischen der Solarstromerzeugung und dessen Verbrauch bietet die 
Möglichkeit einer direkten 110kV-Leitungsverbindung sowie den Bau zweier gemeinsamer 
Umspannwerke zum Netzanschluss in der 110kV- und 380kV-Netzebende. Somit ist die 
Wasserstoff-Produktion und die Bereitstellung des PV-Stroms in Kombination ein 
entscheidender Beitrag zum Transfer des Mitteldeutschen Reviers in eine grüne 
Wasserstoffregion. Es wird ein Potential für den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft am 
Standort Alt-Kraftwerk Thierbach und darüber hinaus mit Schaffung von mehreren Hundert 
Arbeitsplätzen und regionaler Wertschöpfung möglich. 
 
Ein weiterer wesentlicher Standortvorteil bei der Entwicklung einer „Wasserstoffwirtschaft“ ist 
zudem die existierende rund 157 km lange H2-Leitung im Mitteldeutschen Chemiedreieck, 
welche die großen Chemie- und Industriestandorte Zeitz, Leuna, Bitterfeld-Wolfen und 
Rodleben miteinander verbindet. Ein weiterer Ausbau der H2-Infrastruktur wird gegenwärtig 
etwa in den Projekten „doing hydrogen“ und „Green Octopus“ vorbereitet. Auch das Reallabor 
„Energiepark Bad Lauchstädt“ soll über entsprechende Pipelines langfristig in das 
Verbundnetz integriert werden. 
 
Die Ergebnisse der Studie „POTENZIALSTUDIE GRÜNE GASE - Analyse und Bewertung der 
Potenziale Grüner Gase in der Innovationsregion Mitteldeutschland“ der Innovationsregion 
Mitteldeutschland zeigen, dass die Nutzung von grünem Wasserstoff besonders aus 
Kostengründen bereits kurzfristig in der Mobilität interessant ist. Langfristig ist der 
sektorenübergreifende Einsatz von Wasserstoff jedoch auch unverzichtbar: Wasserstoff 
eignet sich hervorragend als Transport- und Speichermedium für erneuerbare Energien. Aus 
diesem Grund ist im ersten Schritt eine Wasserstofftankstelle als Autohof an der A72 geplant. 
Durch diese Maßnahme steigt die Attraktivität des Standortes für Verkehr und Logistik vor dem 
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Hintergrund der notwendigen Umrüstung des Fern- und Schwerlastverkehrs auf grünen 
Wasserstoff. 
 
Investitionen in neue Erzeugungskapazitäten und Infrastrukturen auch außerhalb der 
bisherigen Industriezentren stellen wichtige Stellschrauben für die zu hebenden 
wirtschaftlichen Potenziale dar. Heimische Erzeugungskapazitäten führen zu einer reduzierten 
Abhängigkeit von anderen Regionen bzw. Importländern. Die Coronapandemie hat gezeigt, 
dass resiliente und souveräne Wertschöpfungsketten von großem Vorteil sein können. 
Überdies wird durch die Förderung von technologischer Kompetenz im Bereich Wasserstoff-
Wirtschaft wissenschaftliches und unternehmerisches Know-How aufgebaut. Die frühzeitige 
Positionierung als Wasserstoffregion mit der Förderung regionaler Industrieansiedlung bietet 
also zusätzliche Wertschöpfungspotenziale durch Technologieexporte in andere Regionen. 
 
Die Studie „Grüne Gase“ zeigt außerdem das große wirtschaftliche Potenzial von Wasserstoff 
für das Erreichen der Klimaschutzziele. Hierfür ist jedoch eine ambitionierte und politisch 
unterstützte Transformation des Energiesystems erforderlich. Die Erzeugungspotenziale für 
grünen Wasserstoff sind von der Verfügbarkeit erneuerbaren Stroms abhängig. Je mehr 
Fläche für die Erzeugung von Solarstrom genutzt werden kann, desto mehr Wasserstoff kann 
erzeugt und damit umso mehr regionale Wertschöpfung generiert werden. Der Bedarf der 
Region an Solarstrom und grünem Wasserstoff ist bereits jetzt deutlich höher als das Angebot. 
Nicht zuletzt aufgrund der aktuellen geopolitischen Krisen und deren Auswirkungen auf den 
Gaspreis hat die Herstellung von grünem Wasserstoff aus regionalen Erneuerbare-Energie-
Quellen bereits jetzt und damit deutliche früher als in der Studie „Grüne Gase“ aufgezeigt den 
Punkt der Wirtschaftlichkeit in allen industriellen Anwendungen erreicht. Die Geschwindigkeit 
der Substitution von Erdgas durch grünen Wasserstoff hängt daher nahezu ausschließlich 
noch von der Geschwindigkeit der Ausweisung von Flächen für die Erzeugung Erneuerbarer 
Energien ab. 
 
 
3.3 Sicherung der Energieversorgung und Daseinsvorsorge 

Ein Teil des Solarstromes aus dem Energiepark Borna ist für die Nutzung durch die 
Städtischen Werke Borna als beteiligtem Vorhabenträger vorgesehen. Dies dient der 
Sicherung einer preiswerten Energieversorgung für Bevölkerung und Unternehmen in der 
Stadt Borna und der Region. Zudem ist vorgesehen, dass die Städtischen Werke Borna die 
Betriebsführung des Energieparks übernehmen. Bestandteil des Konzeptes ist u.a. auch, 
Beschäftigten aus der Braunkohle eine neue, langfristig gesicherte Berufsperspektive zu 
geben. 
 
Vom Energiepark Borna werden des Weiteren die beteiligten Landwirtschaftsbetriebe 
profitieren, die bei der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung ihrer Flächen sehr stark von Wetter 
und Klima abhängig sind. Insbesondere Landwirtschaftsbetriebe mit geringwertigen 
Landwirtschaftsflächen auf ehemaligem Tagebaugelände spüren die Folgen des 
fortschreitenden Klimawandels besonders stark. So führten lange Dürreperioden zum 
Austrocknen der Böden und damit zu zusätzlichen Mindererträgen bei der Ernte. Die 
Beteiligung als Vorhabenträger ermöglicht es den Landwirtschaftsbetrieben wetter- und 
klimafeste Zusatzerlöse zu erzielen und auf diese Weise mehr Mittel für die Bewirtschaftung 
der verbleibenden Landwirtschaftsflächen aufzuwenden. Auf diese Weise wird ein Beitrag für 
die Existenzsicherung und die Resilienz der Betriebe gegen den Klimawandel geleistet. 
Mehr noch - die Nutzung von Photovoltaik führt durch ihren hohen Wirkungsgrad zu einer 
geringeren Flächeninanspruchnahme für die Energieversorgung. Auf diese Weise werden 
sehr große Flächenpotentiale auf anderen, fruchtbaren Böden für den Anbau von 
Lebensmitteln frei gegeben. Die landwirtschaftlichen Flächen im Vorhabengebiet werden 
aktuell überwiegend zum Anbau der Energiepflanzen Raps und Mais genutzt, welche 
vorwiegend zu Kraftstoffen und Strom verarbeitet werden. Insgesamt werden in Deutschland 
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ca. 14% aller Landwirtschaftsflächen für den Anbau von Pflanzen für die Energieversorgung 
genutzt. Damit werden lediglich 7,6% des Endenergieverbrauchs in Deutschland gedeckt 
(Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V., 2021: Basisdaten Bioenergie Deutschland 
2021). 
 

 
 
Abb. 4: Flächennutzung in Deutschland 
 
Dieser Flächenbedarf ließe sich energetisch durch einen Bruchteil dieses Flächenanteils für 
Photovoltaik ersetzen. Am Beispiel des Anbaus von Raps wird dies besonders deutlich. Aus 1 
Hektar Raps lässt sich der durchschnittliche Jahresbedarf an Kraftstoff für 1-2 Diesel-PKW 
gewinnen. Demgegenüber liefert 1 Hektar Photovoltaik Strom für den durchschnittlichen 
Jahresbedarf von etwa 800 Elektro-PKW, d.h. der Flächenbedarf von Photovoltaik gegenüber 
der Nutzung von Raps als Energiepflanze ist um bis zu 800-fach geringer! 
(https://www.klimaaktiv.at/mobilitaet.html: "Aus rund 3.000 kg Raps (1 ha Anbaufläche) 
können 1.000 Liter Bio-Diesel gewonnen werden.... Mit 1000 Liter Biodiesel kann ein PKW (bei 
einem Verbrauch von 6,5 l/100 km) 18.500 Kilometer fahren.") Die Wertschöpfung für die 
beteiligten Landwirtschaftsbetriebe und deren Möglichkeiten zum vermehrten Anbau von 
Nahrungsmitteln für die Region steigen mit dem Vorhaben erheblich. 
 
 
3.4 Fazit 

Aufgrund der Bedeutung des Projektes für die regionale Wirtschaft in Hinblick auf den 
Strukturwandel in der Energiewirtschaft, ist eine Förderung durch die Sächsische Agentur für 
Strukturwandel (SAS) als eines von zwei sächsischen Leuchtturmprojekten vorgesehen. Im 
Rahmen dessen sind erhebliche Fördermittel für das Projekt möglich.  
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Es handelt sich bei dem Vorhaben um ein bislang einzigartiges Projekt in einer vom 
Strukturwandel berührten Region in Europa. Es ermöglicht eine erhebliche Aufwertung des 
Standortes und eröffnet die Chance für neue Unternehmensneuansiedlungen in der Region. 
Gleichzeitig wird die Möglichkeit für einen erfolgreichen Transfer von Arbeitsplätzen aus der 
Braunkohleindustrie in die zukünftige Energieerzeugung geboten. Erst die 
Alleinstellungsmerkmale des Standortes versetzen das Projekt in die Lage, diese Ziele zu 
erreichen. Dafür ist die Umsetzung des Projektes in der geplanten Größe an genau diesem 
Standort zwingend erforderlich. Die dafür notwendigen Abweichungen von anderen 
Planungszielen sind daher befristet vertretbar. 
 
 
4 Planungsüberlegungen und -alternativen 

Das vorliegende Plangebiet wurde im Vorgriff auf die Einleitung des Planverfahrens einer 
intensiven Eignungsprüfung in Bezug auf die raumordnerischen und naturschutzfachlichen 
Belange unterzogen. Sonnenscheindauer, Erschließung und die Netzanbindung wurden 
ebenfalls geprüft. Nicht zuletzt spielte auch die landwirtschaftliche Nutzung und die 
Flächenverfügbarkeit eine Rolle. 
 
Zukünftig sollen die unversiegelten Flächen innerhalb des Sondergebiets als naturnahe Wiese 
(Extensivgrünland) entwickelt werden. Damit wird eine deutliche Verbesserung der Boden- 
und Lebensraumfunktion zu erwarten sein. Weiterhin ist die Eingrünung des Standortes 
vorgesehen. 
 
 
4.1 Darstellung der zu betrachtenden Planungsalternativen 

Alternative Standorte 
Als Alternative kommen bisher ungenutzte Flächen in bestehenden Gewerbegebieten in 
Betracht. Gewerbeflächen sind auf dem Gebiet der Stadt Borna grundsätzlich vorhanden, 
diese Flächen sollen aber einer gewerblichen Entwicklung vorbehalten bleiben. Alternativ 
kämen auch andere Kippenflächen in Betracht, die aber aus naturschutzfachlichen Gründen 
nicht beplanbar sind (z.B. Halde Trages). 
 
Für die Realisierung von Erzeugungskapazitäten für Strom aus erneuerbaren Energien zur 
Erreichung der Klimaschutzziele käme im Stadtgebiet die Errichtung von Windenergieanlagen 
und von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Betracht. Für die Windenergienutzung geeignete 
Flächen in Form von regionalplanerisch ausgewiesenen Vorranggebieten sind auf dem Gebiet 
der Stadt Borna zwar in Form des Vorranggebietes in Thräna-Ost vorhanden, ein signifikanter 
Zubau lässt sich aber auf Basis dieser Flächenkulisse nicht realisieren. Für eine Errichtung 
von PV-Anlagen mit einer vergleichbaren Kapazität käme alternativ zur vorliegenden Planung 
nur die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets auf anderen, derzeit landwirtschaftlich 
genutzten Flächen in Betracht, da andere Flächen (z.B. Waldflächen, Grünland) aus 
rechtlichen Gründen ausscheiden bzw. mit einer deutlich höheren Eingriffssensibilität zu 
rechnen ist. Die beabsichtigte Flächenlenkung des § 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c EEG die 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen u.a. entlang von Autobahnen oder Schienenwegen mit einem 
Abstand von 500 Metern, gemessen vom äußeren Fahrbahnrand, stellt unter anderem darauf 
ab, dass diese Flächen durch die Infrastrukturachsen einer erheblichen Vorprägung 
unterliegen (z.B. Lärm, Landschaftsbild) und deshalb besser geeignet sind, als Flächen ohne 
entsprechende Vorbelastung. 
 
Nullvariante 
Würde eine Aufstellung des Bebauungsplans nicht erfolgen, würde ein wichtiger Beitrag zur 
Erreichung der nationalen und internationalen Klimaschutzziele auf dem Gebiet der Stadt 



Große Kreisstadt Borna Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
Markt 1 „Energiepark Borna – Teilbereich 2“ 
04552 Borna Begründung zum Entwurf 11/2023 
 

 
Büro Knoblich GmbH Landschaftsarchitekten Seite 15 

Borna nicht geleistet werden, die Flächen würden weiterhin intensiv landwirtschaftlich genutzt 
werden. 
 
 
5 Planverfahren 

Der Bebauungsplan wird im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt, für die Belange des 
Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und deren Ergebnisse in einem 
Umweltbericht nach Anlage 1 BauGB beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht 
bildet einen gesonderten Teil der Begründung. Die Änderung des Flächennutzungsplans 
erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der 
Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und 
der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist 
und sich zur Durchführung innerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- 
und Erschließungskosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
verpflichtet (Durchführungsvertrag). Dabei hat die Gemeinde gemäß § 12 Abs. 2 BauGB auf 
Antrag des Vorhabenträgers nach pflichtgemäßem Ermessen über die Einleitung des 
Bebauungsplanverfahrens zu entscheiden. 
 
Im Rahmen des vorliegenden Planverfahrens wird dabei auf die Festsetzung eines Baugebiets 
gemäß Baunutzungsverordnung und die bewährte Festsetzungsmethodik des § 9 BauGB 
zurückgegriffen. 
 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan soll dabei mit der Planzeichnung identisch sein bzw. 
werden die vorhabenkonkreten Eintragungen im Laufe des Planverfahrens auf der 
Planzeichnung eingetragen.  
 
Der Durchführungsvertrag ist zwischen Gemeinde und Vorhabenträger vor 
Satzungsbeschluss abzuschließen. Er enthält unter anderem Regelungen zu den im 
Geltungsbereich geplanten Vorhaben und deren zeitlicher Umsetzung. 
 
Die im Durchführungsvertrag zu vereinbarende Durchführungsverpflichtung setzt eine 
Flächenverfügbarkeit bzw. eine Zugriffsmöglichkeit des Vorhabenträgers voraus, deren 
Nachweis gegenüber der Gemeinde vor dem Satzungsbeschluss erfolgen muss. Die Flächen 
im Geltungsbereich befinden sich vollständig im Eigentum Dritter, die Flächenverfügbarkeit für 
die Umsetzung des Vorhabens wird über langfristige Nutzungsverträge sichergestellt. Dies gilt 
auch für Flächen, die sich innerhalb des Bereichs des Flurneuordnungsverfahrens befinden. 
Da dieses derzeit nicht abgeschlossen ist, ist bei abweichenden Eigentümern vor und nach 
der Flurneuordnung eine vertragliche Regelung mit beiden Eigentümern erforderlich. 
 
 
5.1 Ämterkonferenz 

In Vorbereitung der durchzuführenden Bauleitplanverfahren wurde auf Bestreben des 
Vorhabenträgers und der Stadt Borna als planaufstellende Kommune eine Ämterkonferenz zur 
frühzeitigen Ermittlung der für das Planverfahren relevanten Belange durchgeführt. Neben den 
Fachabteilungen des Landratsamtes haben auch Vertreter der Landesdirektion Sachsen und 
des regionalen Planungsverbands teilgenommen. Die Ergebnisse der Ämterkonferenz sowie 
der von den nicht teilnehmenden Fachabteilungen des Landratsamtes wurden bei der 
Erstellung der vorliegenden Unterlagen weitgehend berücksichtigt. 
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Folgende Anregungen aus der Ämterkonferenz wurden berücksichtigt (Aufzählung nicht 
abschließend): 
 
Im Kapitel 12 „Immissionsschutz“ erfolgt eine ausführliche Beschreibung und Bewertung der 
potentiell auftretenden Emissionen (Elektrische Felder, Blendung). Im Umweltbericht erfolgt 
eine Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf umliegende Schutzgebiete. Im 
Plangebiet vorhandene, bereits umgesetzte Kompensationsmaßnahmen für andere Vorhaben 
werden entsprechend erhalten und planungsrechtlich gesichert. Es erfolgt eine ausführliche 
Darstellung der Planüberlegungen in Bezug auf die betroffenen Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete aus dem Regionalplan Leipzig-Westsachsen 2021 sowie aus dem 
Braunkohlen- und Sanierungsplan. Zum Umgang mit dem regionalplanerisch ausgewiesenen 
Vorranggebiet Waldmehrung wird über eine unmittelbare Aufforstung eine Vereinbarkeit mit 
diesem Ziel der Raumordnung erreicht. Die straßenrechtlichen Anbauverbote entlang der 
Bundesautobahn A 72 werden, in Abstimmung mit dem Fernstraßen-Bundesamt, 
vollumfänglich berücksichtigt. Der Hinweis zur Lage des Plangebiets innerhalb eines 
laufenden Flurbereinigungsverfahrens wurde bei der Festsetzung des Geltungsbereichs 
berücksichtigt, auf eine erforderliche Zustimmung der verfahrensführenden Behörde wird 
hingewiesen. 
 
 
5.2 Plangrundlagen 

Als planerische Grundlage dient der Auszug aus dem digitalen Liegenschaftskataster, zur 
Verfügung gestellt durch den Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen. 
(© GeoBasis-DE / GeoSN, 11/2021). 
 
Der Bebauungsplan ist im Maßstab 1:2.500 dargestellt. 
 
 
5.3 Verfahrensablauf 

Tab. 1: Verfahrensschritte für die Aufstellung des Bebauungsplans 

Verfahrensschritte (in zeitlicher Reihenfolge) Gesetzliche 
Grundlage 

Zeitraum/Datum 

1. Aufstellungsbeschluss durch den Stadtrat und 
ortsübliche Bekanntmachung des 
Aufstellungsbeschlusses 

§ 2 Abs. 1 und 
Abs. 4 BauGB 

27.05.2021 

2. frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB 25.01.2023 bis 
28.02.2023 

3. frühzeitige Einholung der Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, mit Aufforderung 
zur Äußerung auch im Hinblick auf den Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung, 
frühzeitige Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden 

§ 4 Abs. 1 und 
§ 2 Abs. 2 BauGB 

11.11.2022 bis 
14.12.2022 

4. Beschluss über die Billigung und die öffentliche 
Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans 
und ortsübliche Bekanntmachung des 
Beschlusses 

§ 3 Abs. 2 BauGB  



Große Kreisstadt Borna Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
Markt 1 „Energiepark Borna – Teilbereich 2“ 
04552 Borna Begründung zum Entwurf 11/2023 
 

 
Büro Knoblich GmbH Landschaftsarchitekten Seite 17 

Verfahrensschritte (in zeitlicher Reihenfolge) Gesetzliche 
Grundlage 

Zeitraum/Datum 

5. Öffentliche Auslegung des Entwurfs des 
Bebauungsplans mit der Begründung und den 
nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen 

§ 3 Abs. 2 BauGB  

6. Einholen der Stellungnahmen der 
Nachbargemeinden, der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, zum Entwurf des Bebauungsplans 

§ 4 Abs. 2 und 
§ 2 Abs. 2 BauGB 

 

7. Behandlung der Anregungen und Bedenken der 
Bürger, der Nachbargemeinden, der 
Stellungnahmen der beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, im Stadtrat im Rahmen einer 
umfassenden Abwägung 

§ 3 Abs. 2 S. 4 
i.V.m. 
§ 1 Abs. 7 BauGB 

 

8. Satzungsbeschluss § 10 Abs. 1 BauGB  

9. Information der Bürger, der Behörden, der Träger 
öffentlicher Belange und der benachbarten 
Gemeinden über das Ergebnis der Abwägung zu 
den während der Offenlage eingegangenen 
Anregungen und Bedenken  

§ 3 Abs. 2 BauGB  

10. ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung 
und Inkrafttreten des Bebauungsplans 

§ 10 Abs. 3 BauGB  

 
 
5.4 Berücksichtigung der Belange aus den Beteiligungsverfahren 

Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden vorgebrachten Anregungen, Hinweise und 
Bedenken sind in die Abwägung einzustellen und im weiteren Planverfahren zu 
berücksichtigen. 
 
Frühzeitige Beteiligung 
Im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte die Integration weiterer 
Grünflächen und Korridore, bestehende Flächen wurden vergrößert. Die geplanten 
Waldflächen tragen ebenfalls zu einer besseren Vernetzung von Freiflächen im Sinne eines 
ökologischen Verbundsystems bei. Zudem wurden die geplanten Heckenpflanzungen im 
Bereich von relevanten Sichtbeziehungen und touristischen Routen verbreitert, um eine 
bessere Abschirmung zu erreichen. 
 
Da das laufende Flurneuordnungsverfahren bisher nicht abgeschlossen ist, erfolgte eine 
Anpassung der Geltungsbereichsgrenzen, die sich innerhalb der aktuellen Flurstücke als 
Reduktion der überplanten Flächen auf die neu zu erwartenden Flurstücksgrenzen gemäß 
Zuteilungsentwurf darstellt. Im Ergebnis der eingegangenen Stellungnahmen wurden bereits 
umgesetzte Kompensationsmaßnahmen und vorhandene Waldflächen aus dem 
Geltungsbereich entlassen. 
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Um zukünftig eine Entwicklung weiterer Gewerbeflächen im Bereich an der Anschlussstelle 
Borna-Süd zu ermöglichen, wurde der südliche Teil der TF 2.4 aus dem Geltungsbereich 
entlassen und mit gleichem Umfang als neue TF 2.7 nördlich der Geschwister-Scholl-Straße 
in den Geltungsbereich einbezogen. 
 
Im Ergebnis der raumordnerischen Stellungnahmen wird im östlichen Teil der TF 2.1 und im 
nördlichen Teil der TF 2.3 eine umgehende Erstaufforstung festgesetzt, um dem 
regionalplanerischen Ziel der Waldmehrung zu entsprechen. Die Gesamtfläche beträgt etwa 
10 Hektar. 
 
Im Bereich der TF 2.2 und der TF 2.4 wurde jeweils ein Sondergebiet für die Errichtung eines 
Umspannwerks zur Einspeisung des Stroms in das öffentliche Netz festgesetzt. 
 
In Abstimmung mit dem Fernstraßen-Bundesamt erfolgte eine Anpassung der Baugrenzen 
innerhalb der Anbauverbotszone, so dass künftig eine Errichtung baulicher Anlagen in diesen 
Bereichen erfolgen kann. 
 
Auf Grundlage einer vorliegenden gutachterlichen Stellungnahme zu möglichen 
Blendwirkungen erfolgte eine Überarbeitung des Kapitels „Immissionsschutz“. 
 
Von den zuständigen Leitungsträgern übermittelte Bestände wurden mit ihren jeweiligen 
Schutzstreifen nachrichtlich auf der Planzeichnung eingetragen. Zudem erfolgte eine 
nachrichtliche Übernahme von bergbaulichen Risikogebieten (Hohlraumgebiete) und 
Grundwassermessstellen. 
 
Im Zuge der fortschreitenden Anlagenplanung wurden umfangreiche Vorhabeneintragungen 
auf der Planzeichnung integriert. Das betrifft die Module, Zuwegungen und die 
Löschwasserentnahmemöglichkeiten. 
 
Die Begründung und der Umweltbericht wurden auf Basis der durchgeführten zeichnerischen 
und textlichen Änderungen umfangreich überarbeitet, ebenso der Artenschutzfachbeitrag. 
Zusätzliche Artenschutzmaßnahmen wurden entwickelt und in das Plankonzept integriert. 
 
In der Begründung und im Umweltbericht wurden unter Anderem Hinweise zum Altbergbau, 
zum Baugrund, zu bestehenden Leistungstrassen sowie zum Umgang mit Abfällen ergänzt. 
 
 
6 Lage, Abgrenzung 

Das Plangebiet befindet sich im Landkreis Leipzig auf dem Gebiet der Großen Kreisstadt 
Borna. Es befindet sich östlich und südöstlich der Kernstadt Borna, zwischen Kesselshain im 
Norden, Bockwitzer See im Osten und autobahnbegleitend entlang der Bundesautobahn A 72 
bis zur Anschlussstelle Borna-Süd und zur Ortslage Zedtlitz. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht aus sieben einzelnen Bereichen gemäß 
der nachfolgenden Auflistung der Flurstücke und umfasst eine Gesamtfläche von 
190,76 Hektar. 
 
TF 2.1 Flurstücke 1212/21 (teilweise), 1284/1, 1289/2 (teilweise), 1299/16 (teilweise), 

2419/5, 2419/35 (teilweise) und 2419/38 (teilweise) der Gemarkung Borna 
 
TF 2.2 Flurstück 2417/1 (teilweise) der Gemarkung Borna 
 
TF 2.3 Flurstück 184/8 (teilweise) der Gemarkung Altstadt Borna und das Flurstück 

2332/4 (teilweise) der Gemarkung Borna  
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TF 2.4 Flurstücke 2412/5 (teilweise), 2413/1 (teilweise) und 2414/2 (teilweise) der 
Gemarkung Borna 

 
TF 2.5 Flurstück 184/8 (teilweise) der Gemarkung Altstadt Borna, Flurstück 2414/1 

(teilweise) der Gemarkung Borna und das Flurstück 1/3 (teilweise) der Gemarkung 
Zugabe Rötha 

 
TF 2.6 Flurstück 2410 (teilweise) der Gemarkung Borna und das Flurstück 686/1 

(teilweise) der Gemarkung Zedtlitz 
 
TF 2.7 Flurstück 2417/11 (teilweise) der Gemarkung Borna 
 

 
 
Abb. 5: Lage des Plangebiets 
 (DTK050 © GeoBasis-DE/GeoSN 2021) 
 

   Plangebiet 
 
 
Der Geltungsbereich bzw. deren Teile begrenzen sich folgendermaßen (jeweils im 
Uhrzeigersinn von Norden): 
 
TF 2.1 Landwirtschaftliche Nutzung auf dem Flurstück 1212/21 der Gemarkung Borna 

und dem Flurstück 23/162 der Gemarkung Kesselshain, unbefestigter Weg mit 
begleitenden Gehölzen auf den Flurstücken 1289/1 und 1295/1 der Gemarkung 
Borna, Straße Borna-Dittmannsdorf mit begleitenden Grünstreifen auf den 
Flurstücken 2419/38, 1299/1, 2195/2 und 2418/1 der Gemarkung Borna, Straße 
Borna-Dittmannsdorf mit begleitendem Fuß- und Radweg und Gehölzen auf dem 
Flurstück 2419/38 der Gemarkung Borna, Straße Borna-Dittmannsdorf auf dem 
Flurstück 2418/1 der Gemarkung Borna, Geltungsbereich des 
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vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Photovoltaikanlage Borna A 72“ auf den 
Flurstücken 2419/38, 1299/16 und 2419/35 der Gemarkung Borna, Grünflächen 
entlang der A 72 auf dem Flurstück 1212/22 der Gemarkung Borna 

 
TF 2.2 Straßenbegleitende Grünflächen und Gehölze an der Straße Borna-Dittmannsdorf 

auf dem Flurstück 2417/4 der Gemarkung Borna, Straße Borna-Dittmannsdorf und 
Straße zum Bockwitzer See mit Gehölzen und teilweise begleitendem Fuß- und 
Radweg auf dem Flurstück 2418/1 und 2417/1 der Gemarkung Borna, asphaltierter 
Wirtschaftsweg mit begleitenden Gehölzen auf dem Flurstück 2332/3 der 
Gemarkung Borna und dem Flurstück 184/3 der Gemarkung Altstadt Borna, 
asphaltierter Wirtschaftsweg und begleitende Grünflächen mit Gehölzen auf dem 
Flurstück 2417/6 der Gemarkung Borna, Autobahn A 72 mit begleitendem 
Grünstreifen auf dem Flurstück 2417/8 der Gemarkung Borna 

 
TF 2.3 Straße zum Bockwitzer See mit begleitendem Fuß- und Radweg und Grünstreifen 

auf den Flurstücken 2237/b, 2238/2, 2238/3, 2238/c, 2238/d, 2238/e, 2238/f, 
2239/b und 2332/4 der Gemarkung Borna (Geltungsbereich Bebauungsplan 
Nordstrand Bockwitz), landwirtschaftliche Flächen und Wald auf den Flurstücken 
2332/4, 2224/1 und 2226 der  Gemarkung Borna, Fuß- und Radweg und 
Waldflächen auf dem Flurstück 2332/4 der Gemarkung Borna, Waldflächen auf 
dem Flurstück 184/8 der Gemarkung Altstadt Borna, asphaltierter Wirtschaftsweg 
mit begleitenden Gehölzen auf dem Flurstück 184/3 der Gemarkung Altstadt Borna 
und dem Flurstück 2332/3 der Gemarkung Borna 

 
TF 2.4 Lausicker Straße mit begleitenden Grünflächen und Gehölzen auf den Flurstücken 

2412/2, 2413/2 und 2414/3 der Gemarkung Borna, Autobahn A 72 mit 
begleitendem Grünstreifen auf den Flurstücken 2414/2, 2414/6 der Gemarkung 
Borna, landwirtschaftliche Flächen auf den Flurstücken 2414/2, 2413/1 und 2412/5 
der Gemarkung Borna, Waldflächen auf dem Flurstück 2412/7 der Gemarkung 
Borna, Kleingärten mit begleitenden Gehölzen auf den Flurstücken 2412/5 und 
2420 der Gemarkung Borna, Grünfläche mit Gehölzen auf dem Flurstück 2412/6 
der Gemarkung Borna 

 
TF 2.5 Befestigter Wirtschaftsweg auf dem Flurstück 184/10 der Gemarkung Altstadt 

Borna, Waldflächen auf dem Flurstück 184/8 der Gemarkung Altstadt Borna und 
dem Flurstück 1/3 der Gemarkung Zugabe Rötha, befestigter Wirtschaftsweg auf 
den Flurstücken 2409 und 2414/5 der Gemarkung Borna 

 
TF 2.6 Befestigter Wirtschaftsweg auf dem Flurstück 2409 der Gemarkung Borna, 

Grünflächen und Waldflächen auf dem Flurstück 2410 der Gemarkung Borna und 
den Flurstücken 686/1 und 586/1 der Gemarkung Zedtlitz, Grünland und 
Waldflächen auf den Flurstücken 689 und 686/1 der Gemarkung Zedtlitz, 
befestigter Wirtschaftsweg entlang der A 72 auf dem Flurstück 686/1 der 
Gemarkung Zedtlitz und auf dem Flurstück 2410 der Gemarkung Borna 

 
TF 2.7 Landwirtschaftliche Nutzung auf dem Flurstück 2417/12 der Gemarkung Borna, 

Autobahn A 72 auf dem Flurstück 2417/8 mit begleitendem Grünstreifen auf dem 
Flurstück 2417/11 der Gemarkung Borna, Lausicker Straße mit begleitenden 
Grünflächen und Gehölzen auf den Flurstücken 2417/5 und 2417/7 der 
Gemarkung Borna, Waldflächen auf dem Flurstück 2417/10 der Gemarkung Borna 
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7 Bestandsaufnahme 

7.1 Beschreibung des Plangebiets 

Das Plangebiet weist eine Fläche von 190,76 Hektar auf und unterliegt derzeit überwiegend 
einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung. 
 
Die TF 2.1 weist eine Fläche von 37,90 Hektar auf, es handelt sich ausschließlich um 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. Der Abstand zur nächstgelegenen Wohnnutzung beträgt 
etwa 190 Meter zur nördlich gelegenen, derzeit entstehenden Siedlung Kesselshain 
(Bebauungsplan Kesselshainer Siedlung – Wohngebiet am Lerchenberg). Die Höhenlage der 
natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.1 schwankt zwischen 147 m ü. NHN im Osten entlang 
der Straße Borna-Dittmannsdorf bis ca. 157 m ü. NHN im Nordwesten und Süden. 
 
Die TF 2.2 weist eine Fläche von 51,88 Hektar auf, es handelt sich ausschließlich um 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der 
TF 2.2 schwankt zwischen 156 m ü. NHN im Nordwesten bis ca. 160 m ü. NHN im Süden und 
Südosten. 
 
Die TF 2.3 weist eine Fläche von 38,79 Hektar auf. Neben der überwiegenden 
landwirtschaftlichen Nutzung befindet sich innerhalb dieser Fläche eine Gehölzfläche entlang 
der westlichen Geltungsbereichsgrenze mit dem „Wagner Grundbach“ (Gewässer 2. 
Ordnung). Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.3 schwankt zwischen 
158 m ü. NHN im Nordwesten bis ca. 163 m ü. NHN im Osten. 
 
Die TF 2.4 mit einer Größe von 18,88 Hektar unterliegt überwiegend einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung, entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze befindet sich 
autobahnbegleitend ein Grünstreifen, entlang der westlichen Geltungsbereichsgrenze befindet 
sich ein Gehölzstreifen, der das Plangebiet zur benachbarten Kleingartenanlage abschirmt. 
Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.4 schwankt zwischen 160 m ü. NHN 
im Nordwesten bis ca. 166 m ü. NHN im Südwesten und Südosten. 
 
Die TF 2.5 mit einer Größe von 14,70 Hektar unterliegt einer ausschließlichen intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung. Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.5 
schwankt zwischen 160 m ü. NHN im Nordosten bis ca. 167 m ü. NHN im Süden. 
 
Die TF 2.6 mit einer Größe von 15,15 Hektar unterliegt vollständig einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung. Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.6 
schwankt zwischen 165 m ü. NHN im Norden bis ca. 170 m ü. NHN im Süden. 
 
Die TF 2.7 mit einer Größe von 13,45 Hektar unterliegt vollständig einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung. Die Höhenlage der natürlichen Bodenoberfläche der TF 2.7 
schwankt zwischen 158 m ü. NHN im Nordosten bis ca. 161 m ü. NHN im Süden. 
 
 
7.2 Flächen und Objekte des Denkmalschutzes 

Kulturdenkmale im Sinne des Sächsischen Denkmalschutzgesetztes sind für das Plangebiet 
nicht bekannt. Aus den Stellungnahmen der zuständigen Behörden ergeben sich keine 
zusätzlichen Erkenntnisse. 
 
Es wird auf § 20 SächsDSchG hingewiesen. Wer Sachen, Sachgesamtheiten, Teile oder 
Spuren von Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass es sich um Kulturdenkmale 
handelt, hat dies unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Tages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 
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zu erhalten und zu sichern, sofern nicht die zuständige Fachbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Ausführende Firmen sind auf die Meldepflicht hinzuweisen. 
 
 
7.3 Geschützte Gebiete nach Naturschutzrecht und Wasserrecht 

Das Plangebiet selbst befindet sich nicht in einem Schutzgebiet i.S. §§ 22 bis 29 BNatSchG 
i.V.m. §§ 14 bis 19 SächsNatSchG. Gesetzlich geschützte Biotope (vgl. § 30 BNatSchG i.V.m. 
§ 21 SächsNatSchG) werden vom Vorhaben nicht berührt. Es liegen keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (FFH-Gebiete 
oder Europäische Vogelschutzgebiete) vor. Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet 
außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Trinkwasserschutzgebieten. 
 
Südlich an die TF 2.2 und 2.3 sowie östlich an die TF 2.5 und 2.6 grenzt das SPA-Gebiet 
„Bergbaufolgelandschaft Bockwitz“ und das gleichnamige FFH-Gebiet. Südlich an die TF 2.2 
und östlich an die TF 2.5 und 2.6 grenzt zudem das NSG „Bockwitz“. Mögliche Auswirkungen 
auf die Schutzgebiete werden verfahrensbegleitend im Rahmen einer SPA- und FFH-
Vorprüfung untersucht. 
 
 
7.4 Altlasten und Kampfmittel 

Altlasten 
Für das Plangebiet liegen keine Hinweise auf Altlasten vor. 
 
Kampfmittel 
Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im Geltungsbereich sind nicht 
vorhanden. Maßnahmen der Kampfmittelräumung sind nicht erforderlich. 
 
Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampfmittel gefunden werden, wird darauf hingewiesen, dass 
es verboten ist entdeckte Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern. Die 
Fundstelle ist unverzüglich der nächsten örtlichen Ordnungsbehörde oder der Polizei 
anzuzeigen. 
 
 
7.5 Bergbaufolgen, Baugrund, Grundwasser 

Das Plangebiet tangiert teilweise den räumlichen Geltungsbereich des 
Abschlussbetriebsplanes (ABP) „Tagebau Bockwitz“ der LMBV. Diese Flächen stehen unter 
Bergaufsicht. Die Sanierung ist noch nicht abgeschlossen. Generell ist bis zur Beendigung der 
bergrechtlichen Verantwortung zu gewährleisten, dass noch ausstehende Verpflichtungen aus 
der Umsetzung des Abschlussbetriebsplanes und des wasserrechtlichen 
Planfeststellungsbeschlusses zur Gewässerherstellung jederzeit uneingeschränkt und ohne 
zusätzlichen finanziellen Aufwand für die LMBV umgesetzt werden können. Aus dem 
Vorhaben dürfen sich keine Gefährdungen für den Sanierungsbergbau oder Dritte ergeben. 
 
Für die unter Bergaufsicht stehenden Flächen besteht eine Anmeldepflicht für bauausführende 
Unternehmen. Der Beginn und das Ende von Arbeiten in Betriebsplanbereichen sind 
mindestens 14 Tage vorher der LMBV unter der Fax-Nr.: 0341 / 2222-2300 anzuzeigen. Dies 
gilt auch für vorbereitende Leistungen (Vermessungsarbeiten u. ä.). Da sich das Bauvorhaben 
innerhalb der ABP-Grenzen befindet, ist vor Baubeginn außerdem ein Schachtschein bei der 
LMBV mbH, Markscheiderei Mitteldeutschland zu beantragen. 
 
Gemäß ABP wurden durch die LMBV folgende Nutzungsarten hergestellt: Landwirtschaftliche 
Nutzungsfläche, Grünland, Forstwirtschaftliche Fläche. Auf Flächen, die eine Änderung der 
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hergestellten bzw. noch herzustellenden Zielnutzung entgegen dem ABP erfahren sollen, ist 
vor der Realisierung des Vorhabens außerdem eine Dokumentation der 
Wiedernutzbarmachung gemäß ABP zusammen mit dem Sächsischen Oberbergamt und der 
LMBV im Rahmen einer gemeinsamen Flächenbegehung durchzuführen, die die Umsetzung 
der Wiedernutzbarmachung der Fläche durch die LMBV gemäß Abschlussbetriebsplan 
bestätigt. Dieser Nachweis wird Bestandteil der Abschlussdokumentation zur Beendigung der 
Bergaufsicht und ermöglicht im Anschluss eine Folgenutzung. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind mehrere Filterbrunnenstandorte vorhanden, die nachrichtlich 
auf der Planzeichnung eingetragen sind. Auf der Fläche 2.1 befinden sich die Filterbrunnen 
3649/88, 3657/88, 1574 und 1576, welche noch nicht abschließend verwahrt sind. Hier muss 
noch eine abschließende Verwahrung/Sicherung erfolgen. Seitens der LMBV ist eine 
Verwahrung der Filterbrunnen nicht vor dem Jahr 2024 möglich. Die Verwahrung/Sicherung 
der noch zu bearbeitenden Filterbrunnenstandorte ist zu gestatten und nicht zu behindern. Die 
Filterbrunnenstandorte sind in einem Radius von 10 m nicht zu be- bzw. überbauen. Eine 
Anfahrt mit schwerer Technik zu den Filterbrunnenstandorten muss gewährleistet werden. Es 
besteht jedoch die Möglichkeit, dass die Verwahrung in Regie des Vorhabenträgers unter 
Gewährleistung der Verwahrunqsstandards der LMBV in Eigenleistung erfolgt. Hierzu ist im 
Vorfeld eine entsprechende Vereinbarung zwischen der LMBV und dem Vorhabenträger 
abzuschließen. 
 
Innerhalb der Fläche befinden sich außerdem Filterbrunnenstandorte, die bereits 
abschließend verwahrt wurden. Die Filterbrunnen sind mit kohäsivem Versatzmaterial 
verwahrt. Das bedeutet, dass in diesem Bereich gestörte Lagerungsverhältnisse vorliegen und 
somit bei der Nachnutzung zu berücksichtigen sind. Bei Erdarbeiten muss mit der Freilegung 
der Filterbrunnenröhre gerechnet werden. Die Brunnenröhre wurde i. d. R. bis 1,5 m unter 
GOK zurückgebaut. 
 
Es sind Braunkohlentiefbaubereiche vorhanden. Bei dem Braunkohlentiefbau handelt es sich 
um Relikte der Entwässerungsstrecken vom ehern. Tagebau Borna-Ost, der später in den 
Tagebau Bockwitz übergegangen ist. Es sind zwei Relikte der Entwässerungsstrecken der 1. 
Sohle mit technischen Bohrungen vorhanden (in TF2.1 und TF2.3). Diese Strecken sollten 
beidseits in einem Abstand von 7 m zur Steckenachse nicht überbaut werden. Die Strecken 
sind nachrichtlich auf der Planzeichnung eingetragen. 
 
s ist eine Sicherheitslinie vorhanden (Fläche 2.3). Mit der Sicherheitslinie wird diejenige Fläche 
(Sicherheitszone) begrenzt, auf welcher unmittelbare Auswirkungen auf die 
Geländeoberfläche durch bergbauliche Tätigkeiten einschl. der Sanierungs- und 
Gestaltungsmaßnahmen an Tagebauböschungen bzw. durch Tagebaurestseen verursachte 
hydromechanische Langzeiteinflüsse auf die Böschungen nicht ausgeschlossen werden 
können. Der Bereich zwischen den ehemaligen Abbau- und Verkippungskanten und der 
Sicherheitslinie wird als Sicherheitszone definiert. Nach Herstellung der dauerstandsicheren 
Restlochböschungssysteme gemäß den bodenmechanischen Standsicherheitsnachweisen 
liegt die Restlochoberkante innerhalb dieser Sicherheitszone. Die bergbauliche Sanierung der 
Böschungssysteme orientiert sich dabei an der jeweils vorgesehenen Folgenutzung. 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich mehrere aktive Grundwassermessstellen der LMBV. 
Diese Messstellen werden quartalsweise oder halbjährlich im Rahmen des 
Montanhydrologischen Monitoring zur Dynamik untersucht. Die Messstellen sind vor 
Beschädigungen zu schützen und zu erhalten, eine Zuwegung muss gewährleistet bleiben. 
Zudem muss die Zugänglichkeit zu den GWM auch inklusive Mess-, Probenahme- und 
Reparaturtechnik gewährleistet sein und bleiben. Ein Messstellenrückbau ist nicht 
vorgesehen. 
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Im Plangebiet ist großflächig mit dem Vorkommen von Hohlräumen und mächtiger 
anthropogener Auffüllungen (Kippenböden) im Zusammenhang mit früheren 
Bergbautätigkeiten zur Gewinnung von Braunkohle zu rechnen. Die Gebiete mit unterirdischen 
Höhlräumen nach § 8 der sächsischen Hohlraumverordnung sind auf der Planzeichnung 
gekennzeichnet. 
 
Gemäß Stellungnahme der Landesdirektion Sachsen ist aufgrund der relativ lockeren 
Schüttungen im Bereich der ehemaligen Kippen mit einer verringerten Standfestigkeit des 
Untergrundes zu rechnen. Die in der Regel locker aufgeschütteten und in ihrer 
Zusammensetzung stark heterogenen Kippenböden ohne Maßnahmen zur 
Bodenverbesserung (Verdichtung) stellen häufig einen ungeeigneten Baugrund dar. So 
können durch Setzungen und Sackungen ernsthafte Schäden an Bauwerken eintreten. Die 
Einbeziehung eines sachkundigen Baugrundgutachters wird daher durch das LfULG 
empfohlen. Ggf. können hierzu weitere Informationen beim Sanierungsträger LMBV vorliegen. 
 

 
 
Abb. 6  Ausschnitt aus Karte zum Tief-/Tagebau im Raum Borna-Ost/Bockwitz mit Überlagerung 

Plangebiet (rot), (LMBV 2017) 
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Abb. 7:  Ausschnitt aus Hohlraumkarte mit Überlagerung Plangebiet (rot); (GeoSN2023) 
 
Gemäß Stellungnahme der Landesdirektion Sachsen kann man die Flurabstände bei hohen 
zu erwartenden Grundwasserständen (HGW) näherungsweise um rund einen Meter geringer 
annehmen als die mittleren Grundwasserstände (MGW). 
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Abb. 8:  Darstellung der zu erwartenden Grundwasserstände mit Überlagerung Plangebiet aus dem 
Vorentwurf (schwarz); (Quelle: Stellungnahme LDS) 

 
Im Bereich der TF 2.2 und TF 2.3, randlich, aber auch TF 2.1 (Ostrand) können bereichsweise 
mittlere Grundwasserstände von ein bis zwei Metern, d. h. wahrscheinlich höchste 
Grundwasserstände von null bis einem Meter auftreten. Wo Anlagenteile (Fundamente und 
Metallpfosten) in den Kontaktbereich mit Grundwasser kommen können, sollten sie zumindest 
auf die in der Innenkippe des Sanierungstagebaus Borna-Ost/Bockwitz überwiegend 
vorherrschende Expositionsklasse XA 2 gemäß DIN 4030-1 angepasst sein. Für Bauteile, die 
aktuell oder zukünftig Grundwasserkontakt haben können, wird empfohlen, die 
materialangreifenden Eigenschaften des Grundwassers jeweils vor Ort zu ermitteln und 
entsprechend resistente Baustoffe zu verwenden. 
 
 
7.6 Straßenrechtliche Regelungen 

Gemäß § 9 Abs. 1 FStrG dürfen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung von bis zu 
40 Metern zum Rand der befestigten Fahrbahn von Bundesautobahnen nicht errichtet werden 
(Anbauverbotszone). 
 
Mit Datum vom 31.01.2023 hat das Fernstraßen-Bundesamt per Pressemitteilung informiert, 
dass im Ergebnis des novellierten EEG künftig eine Abweichung von den Anbauverboten des 
§ 9 Abs. 1 FStrG einzelfallbezogen in Aussicht gestellt wird. Dazu ist ein gesondertes 
Antragsverfahren erforderlich, um einzelfallbezogen mögliche Auswirkungen auf die Sicherheit 
und die Leichtigkeit des Verkehrs zu prüfen und zu bewerten. 
 
Im Ergebnis einer Anfrage beim Fernstraßen-Bundesamt wurde per Stellungnahme vom 
01.11.2023 mitgeteilt, dass für die auf Basis der vorliegenden Planung eingereichten 
Unterlagen eine fernstraßenrechtliche Genehmigung/Zustimmung für eine Errichtung von 
baulichen Anlagen innerhalb der Anbauverbotszone in Aussicht gestellt werden kann. Die mit 
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dem Entwurf überarbeiteten Baugrenzen sind im Bereich der A 72 an die Anforderungen des 
Fernstraßen-Bundesamtes angepasst. 
 
Genehmigungen für bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis 
zu 100 Metern, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn bedürfen zusätzlich 
einer Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamts (Anbaubeschränkungszone). Dies gilt auch 
für Anlagen, die nach landesrechtlichen Vorschriften anzeigepflichtig sind. 
 
 
8 Übergeordnete Planungen 

Für den Bebauungsplan ergeben sich die auf die Planungsabsicht bezogenen Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung aus dem Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 (LEP 2013) 
und dem Regionalplan Leipzig-Westsachsen 2021 (RP 2021). 
 
 
8.1 Landesplanung 

Gemäß Ziel Z 5.1.1 des Landesentwicklungsplans Sachsen sollen die Träger der 
Regionalplanung darauf hinwirken, dass die Nutzung der Erneuerbaren Energien 
flächensparend, effizient und umweltverträglich ausgebaut werden kann. In Ausformung der 
Grundsätze des Raumordnungsgesetzes sind durch formelle und informelle Planung die 
räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der raumbedeutsamen Erneuerbaren Energien 
zu schaffen. Die natürlichen Ressourcen sind nachhaltig zu schützen, die 
Flächeninanspruchnahme für die notwendige Infrastruktur im Freiraum zu begrenzen. 
 
Neben einer umfassenden Potenzial- und Bedarfsermittlung ist insbesondere eine 
raumordnerische Bewertung der räumlichen Potenziale der Erneuerbaren Energien 
erforderlich. Ihre Nutzung ist mit Eingriffen in die Landschaft verbunden. Dies erfordert eine 
räumliche Steuerung zur Minimierung der Nutzungskonflikte. 
 
Die Bewertung der Nutzungsmöglichkeit der Potenziale der raumbedeutsamen Erneuerbaren 
Energien soll sich dabei an folgenden raumrelevanten Kriterien orientieren: 
 
Flächensparend - durch die Ausweisung von Flächen zur Erzeugung von Elektroenergie hoher 
Leistung in der Umgebung bestehender geeigneter Netzinfrastruktur (zum Beispiel 
Umspannwerke beziehungsweise Hochspannungsleitungen) zur Verringerung des 
Netzausbaubedarfs, effizient - durch eine geeignete Standortwahl, um auf so wenig wie 
möglich Fläche so viel wie möglich Leistung zu erbringen und umweltverträglich - - damit die 
Beeinträchtigungen für Mensch und Natur so gering wie möglich gehalten werden, eine 
unverhältnismäßig hohe Belastung der Kulturlandschaft ausgeschlossen wird und die 
landwirtschaftliche Nutzfläche weitestgehend erhalten bleibt. 
 
Damit soll eine nachhaltige, dauerhaft tragfähige Nutzung der Erneuerbaren Energien 
ermöglicht werden. 
 
 
8.2 Regionalplanung 

Der Regionalplan Leipzig-Westsachsen ist mit seiner Bekanntmachung am 16.12.2021 in Kraft 
getreten. Er konkretisiert und ergänzt die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die 
Planungsregion Leipzig-Westsachen, bestehend aus der Stadt Leipzig und den Landkreisen 
Nordsachsen und Leipzig. Die Stadt Borna übernimmt im System der zentralen Orte die 
Funktion eines Mittelzentrums, das Stadtgebiet ist dem verdichteten Bereich im ländlichen 
Raum zugeordnet.  
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Abb. 9: Auszug aus dem Regionalplan Leipzig-Westsachsen 2021 

(Karte Raumnutzung, Darstellung maßstabsbedingt ungenau) 
 
    Plangebiet 
 
Das Plangebiet befindet sich vollständig in einem Bereich mit Originärausweisungen des 
Braunkohlenplans Tagebau Borna-Ost/Bockwitz. Der Braunkohlenplan ist als 
Sanierungsrahmenplan seit 07.08.1998 verbindlich. Bei den Originärausweisungen handelt es 
sich um vom Regionalplan abweichende Kategorien, die nachrichtlich in den Regionalplan 
übernommen sind. 
 
Für das Plangebiet sind gemäß der Karte 14 – Raumnutzung Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
als Ziele und Grundsätze der Raumordnung zeichnerisch festgelegt, für die Teilfläche TF 2.5 
und 2.6 sind Festlegungen aus dem Braunkohlenplan übernommen. Dies sind für die TF 2.1 
ein Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft für den westlichen Teil, ein Vorranggebiet Waldmehrung 
für Teile im Norden und Osten sowie ein Vorbehaltsgebiet Waldmehrung für einen schmalen 
Streifen im Osten. Für den westlichen Teil der TF 2.2 ist ebenfalls ein Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft festgelegt, für den östlichen Teil und die gesamte Teilfläche TF 2.3 ist ein 
Vorbehaltsgebiet Waldmehrung festgelegt. Die Teilfläche TF 2.4 befindet sich vollständig 
innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Landwirtschaft, für die Teilflächen TF 2.5 und 2.6 ist gemäß 
Braunkohlenplan ein Vorranggebiet Land- und Forstwirtschaft festgelegt. Das für Teile der 
TF 2.6 festgelegte Vorranggebiet zum Schutz des Waldes ist auf eine maßstabsbedingte 
Unschärfe des Regionalplans zurückzuführen, die angrenzenden Waldflächen befinden sich 
nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans. Die Teilfläche TF 2.7 befindet sich vollständig 
innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Landwirtschaft. 
 
Die Nutzung solarer Strahlungsenergie an dafür geeigneten Standorten entspricht prinzipiell 
dem raumordnerischen Grundanliegen der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme der 
Naturgüter, der Luftreinhaltung sowie des Klimaschutzes.  

2.1 

2.2 

2.4 

2.3 

2.5 

2.6 

2.7 
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Gemäß Grundsatz G 1.1.6 soll der Strukturwandel im mitteldeutschen Braunkohlerevier 
eingeleitet werden. Projekte, die die Weiterentwicklung der Infrastruktur und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen fördern, sollen unterstützt und umgesetzt werden. Die vorliegende Planung 
trägt diesem Grundsatz Rechnung, der Umbau der Energieerzeugung von der 
Braunkohleverstromung zur regenerativen Energieerzeugung wird vorangetrieben. Durch die 
Errichtung und den Betrieb der Anlagen sind positive Effekte auf die lokale Wirtschaft zu 
erwarten, durch die Bereitstellung von grünem Strom für Bürger, Wirtschaft und für eine 
mögliche Erzeugung von grünem Wasserstoff wird die Grundlage für einen nachhaltigen 
Umbau und die angestrebte Dekarbonisierung der Wirtschaft in Mitteldeutschland gelegt. Das 
Vorhaben trägt zur Sicherung bestehender und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze bei. 
 
Gemäß Ziel G 4.2.1.1 soll die Landwirtschaft so erhalten und entwickelt werden, dass sie 
nachhaltig ihre Aufgaben zur Sicherung von Wertschöpfung und Einkommen im ländlichen 
Raum, zur Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und der Wirtschaft mit 
Rohstoffen, zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und der biologischen Vielfalt, zur 
Kulturlandschaftspflege und Erholungsvorsorge sowie zur Gewinnung erneuerbarer Energien 
wahrnehmen kann. Die Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie stellt zwar keine klassische landwirtschaftliche Nutzung dar, 
erfüllt aber trotzdem einen Teil der aufgezählten Aufgaben. Sie trägt durch anfallende 
Pachteinnahmen zur Wertschöpfung, auch bei den landwirtschaftlichen Betrieben bei und 
schafft für diese ein zusätzliches Standbein neben der klassischen Landwirtschaft. Durch die 
Etablierung von Extensivgrünland und den Verzicht auf Dünger und Pflanzenschutzmitteln 
sind positive Effekte für den Boden und die Artenvielfalt zu erwarten. Auch die Aufgabe der 
Gewinnung erneuerbarer Energie wird erfüllt, zu der gemäß Begründung zum Grundsatz 
explizit auch die Gewinnung von Sonnenenergie auf landwirtschaftlichen Flächen gehört. Ziel 
ist die Entwicklung eines zusätzlichen Standbeins für den Landwirt als Energiewirt. Ein 
Konfliktpotential zwischen Photovoltaik und Vorbehaltsgebieten für die Landwirtschaft ist somit 
nicht erkennbar. 
 
Gemäß Ziel Z 4.2.2.3 ist der Waldanteil in der Region unter Berücksichtigung 
kulturlandschaftlicher Eigenarten auf mindestens 19 Prozent zu erhöhen. Dazu sollen 
Erstaufforstungen insbesondere z.B. durch Entwicklung großer, funktional 
zusammenhängender Waldgebiete in der Bergbaufolgelandschaft des Südraums Leipzig 
erfolgen. Diesem Ziel folgend, ist für den nördlichen und östlichen Teil der TF 2.1 ein 
Vorranggebiet Waldmehrung mit einer Fläche von etwa 8 Hektar ausgewiesen. Gemäß Ziel 
Z 5.1.4.3 ist die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen innerhalb der Vorranggebiete 
Waldmehrung unzulässig. Um eine Vereinbarkeit des Vorhabens mit diesem Ziel der 
Raumordnung zu erreichen, ist für diesen Teil der TF 2.1 und Teile der TF 2.2 im Umfang von 
etwa 10 Hektar eine Fläche für Wald festgesetzt, die im Zuge der Umsetzung des 
Bebauungsplans aufzuforsten ist. Die exakte Umsetzung des VRG Waldmehrung scheint in 
seiner Kulisse unter Würdigung der topographischen Gegebenheiten am Standort aus 
planerischer Sicht nicht mehr sinnvoll. Es ist zukünftig eine Biotopvernetzung der nördlich und 
südlich des Plangebiets befindlichen Wald- und Freiflächen geplant, die dem Ziel der 
Waldmehrung zwar räumlich nicht exakt, aber in der mengenmäßigen Ausdehnung entspricht. 
Die Kulisse des VRG wird im Rahmen der kommunalen Feinsteuerung unter Berücksichtigung 
ortskonkreter Belange präzisiert. Ein Zielkonflikt besteht in diesem Fall aus Sicht des 
Plangebers nicht. 
 
Für das im Bereich der Teilflächen TF 2.5 und 2.6 festgelegte Vorranggebiet Land- und 
Forstwirtschaft gemäß Braunkohlenplan soll die Nutzung als Photovoltaikanlage über ein 
Zielabweichungsverfahren von den Zielen des Braunkohleplans erreicht werden. Die beiden 
Teilflächen sind aufgrund der bestehenden Vorbelastung durch die Autobahn und der Lage 
innerhalb der Förderkulisse des EEG für eine Nutzung als Fläche für Photovoltaikanlagen gut 
geeignet. 
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Für die festgelegten Vorbehaltsgebiete Waldmehrung im Bereich der Teilflächen TF 2.2 und 
2.3 ist davon auszugehen, dass eine Aufforstung der aktuell landwirtschaftlich genutzten 
Flächen kurz- und mittelfristig nicht zu erreichen ist. Der aktuell dringend erforderliche Ausbau 
der erneuerbaren Energien, der ein überragendes öffentliches Interesse darstellt, wird im 
Rahmen der vorliegenden Planung höher gewichtet. Auf die Festsetzung einer befristeten 
Nutzung mit anschließender Aufforstung wird verzichtet, da hier eine längerfristige Nutzung für 
die Photovoltaik ermöglicht werden soll, soweit dies erforderlich ist. 
 
Im nördlichen Teil der TF 2.1 befinden sich Böden mit einer Bodenwertzahl >50. Gemäß Ziel 
5.1.4.3 ist die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen auf Flächen mit Bodenwerten >50 
unzulässig. Die Bereiche mit Bodenwerten >50 befinden sich überwiegend in den Bereichen 
des VRG Waldmehrung aus dem Braunkohlenplan und treten vorliegend erst durch die 
geplante Verlagerung des VRG Waldmehrung zu Tage. Betroffen sind Flächen im Umfang von 
etwa 8 Hektar, nach aktueller Planung befinden sich etwa 5 Hektar davon innerhalb des SO-
Photovoltaik. Gemäß aktuellem Entwurf der Fortschreibung des Regionalplans soll das 
betreffende Ziel 5.1.4.3 dahingehend angepasst werden, dass dieses Kriterium gestrichen 
werden soll. Somit ist davon auszugehen, dass ein Zielkonflikt (spätestens mit Rechtskraft der 
Fortschreibung) nicht mehr besteht. Da sich die Fortschreibung des Regionalplans derzeit 
noch in einem frühen Planungsstadium befindet, wird gemäß Stellungnahme der 
Landesdirektion Sachsen im weiteren Verfahren eine Abweichung von diesem Ziel der 
Raumordnung erforderlich, die durch den Vorhabenträger beantragt werden soll. 
 
Gemäß Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes wird das Vorhaben aus 
regionalplanerischer Sicht grundsätzlich unterstützt, da es einen hohen Beitrag zur Umsetzung 
der im Energie- und Klimaprogramm Sachsen 2021 enthaltenen energiepolitischen Ziele zum 
Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien leisten kann. Es dient zugleich der Verwirklichung 
raumordnerischer Ziele der Energieversorgung gemäß LEP Z 5.1.1 und kann einen Beitrag für 
den Strukturwandel im Mitteldeutschen Braunkohlerevier leisten. 
 
 
8.3  Flächennutzungsplanung 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des wirksamen Teil-Flächennutzungsplans 
Borna der Stadt Borna, genehmigt am 01.03.1999, wirksam mit Bekanntmachung vom 
24.03.1999. Nach Bekanntmachung wurde der Teil-FNP insgesamt 13-mal geändert, zuletzt 
im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans „Photovoltaikanlage Borna A 72“ im 
Jahr 2021. 
 
Der wirksame Teil-FNP weist für das Plangebiet Flächen für die Landwirtschaft (TF 2.1, 2.2, 
2.4, 2.5,2.6 und 2.7) sowie Flächen für Wald (TF 2.3 und östlicher Teil 2.2) aus. 
 
Der südliche, innerhalb der Gemarkung Zedtlitz befindliche Teil der TF 2.6 befindet sich im 
Geltungsbereich des wirksamen Teil-Flächennutzungsplans Wyhratal der Stadt Borna, 
genehmigt am 09.06.1999, wirksam mit Bekanntmachung vom 02.08.1999. Nach 
Bekanntmachung wurde der Teil-FNP insgesamt fünfmal geändert, zuletzt mit 
Bekanntmachung vom 12.08.2014. 
 
Der wirksame Teil-FNP weist an dieser Stelle eine Fläche für die Landwirtschaft aus. 
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Abb. 10: Auszug aus dem wirksamen Teil-Flächennutzungsplan Borna / Wyhratal (Stand 2021) 
 
    Plangebiet 
 
Da die Festsetzung sonstiger Sondergebiete für die Nutzung erneuerbarer Energien nicht mit 
den Darstellungen der Teil-FNP übereinstimmt bzw. nicht aus diesen entwickelt ist, ist eine 
Änderung der beiden Teil-FNP im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB erforderlich. 
 
Die Änderung der Teil-FNP bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde, nach 
Genehmigung tritt der Bebauungsplan mit seiner Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
8.4 Benachbarte Bebauungspläne 

Direkt westlich angrenzend an die TF 2.1 befindet sich der Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Photovoltaikanlage Borna A72“ mit einer 
Autobahnbegleitenden Photovoltaikanlage und seiner festgesetzten Zuwegung, östlich der 
TF 2.1 und nördlich der TF 2.2 und 2.3 befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Nordstrand Bockwitz“ mit der Festsetzung von Grün- und Verkehrsflächen. Nördlich 
angrenzend an die TF 2.7 befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Borna Ost“. Im Bereich der Zuwegung findet vorliegend eine Überplanung 
von Teilflächen des Bebauungsplans für die Photovoltaikanlage statt, mit der die Zuwegung 
zu diesem teilweise neu geordnet wird. Die Festsetzungen dieses Bebauungsplans 
verdrängen in diesem Bereich die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans. 
Flächen weiterer, bereits rechtskräftiger Bebauungspläne werden vorliegend nicht überplant, 
mögliche Konflikte sind nicht erkennbar.  

2.3 

2.1 

2.2 

2.5 2.4 

2.6 
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Im näheren Umfeld befindet sich westlich der TF 2.6 und der A 72 der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Gewerbegebiet Waldstraße Zedtlitz. 
 

 
 
Abb. 11: Benachbarte Bebauungspläne, Auszug aus RAPIS (Stand 2023) 
 
    Plangebiet 
 
 
8.5 Flurneuordnungsverfahren Bockwitz/Zedtlitz-Nord 

Das Plangebiet befindet sich vollständig im Bereich des Flurneuordnungsverfahrens 
Bockwitz/Zedtlitz-Nord. Es handelt sich um ein vereinfachtes Neuordnungsverfahren nach 
§ 86 FlurbG mit dem Ziel der Unterstützung der LMBV bei der Umsetzung des 
Sanierungsrahmenplans für den Tagebau Borna-Ost/Bockwitz. Hauptziele sind die Sicherung 
der Erschließung für die Grundstücke und die Regelung der Eigentumsverhältnisse. So ist bei 
der aktuellen Aufteilung der Grundstücke weder die Autobahn A 72, noch die aktuelle 
Aufteilung der Flächen (Wald, Landwirtschaft) berücksichtigt. 
 
Das Verfahren ist derzeit nicht abgeschlossen, ein nach § 41 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) genehmigter Plan liegt vor. Die darin enthaltenen gemeinschaftlichen Anlagen 
(2 Wege) oder Vorhaben einschließlich ihrer Nebenanlagen dürfen gemäß § 17 AGFIurbG 
nicht in ihrer Funktion beschädigt oder zerstört werden. 
 
Die geplante Flurstücksaufteilung ist nachrichtlich auf der Planzeichnung eingetragen, im 
Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung wurde der Geltungsbereich dahingehend angepasst, 
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dass sich zukünftig nur Flächen in seinem Umgriff befinden, die auch nach Abschluss des 
Flurbereinigungsverfahrens in der Verfügungsberechtigung des Vorhabenträgers liegen. Es 
sind also zukünftig nur Flurstücke im Geltungsbereich, über die der Vorhabenträger aktuell 
und auch nach neuer Zuteilung verfügen kann. Es wurde keine Erweiterung in den Bereichen 
vorgenommen, wo die künftigen Flurstücke über die aktuellen Grenzen hinausgehen, in 
Bereichen, wo die künftigen Flurstücke hinter den derzeitigen zurückbleiben, ist eine 
Verkleinerung des Geltungsbereichs auf diese künftigen Grenzen vorgenommen worden. 
 
Für eine Umnutzung der Flächen als sonstige Sondergebiete mit der Zweckbestimmung 
Photovoltaik ist im Rahmen des laufenden Bebauungsplanverfahrens die Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde erforderlich, da während eines laufenden Verfahrens eine 
Veränderungssperre gilt. Mit Stellungnahme des Landratsamtes des Landkreises Leipzig vom 
05.01.2023 liegt diese Zustimmung vor. 
 
 
9 Geplante bauliche Nutzung 

9.1 Art der baulichen Nutzung 

Auf einer Fläche von 163,61 Hektar sind sonstige Sondergebiete gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 
mit der Zweckbestimmung für die Nutzung erneuerbarer Energien als Photovoltaik-
Freiflächenanlage (SO Photovoltaik 1) festgesetzt. 
 
Die sonstigen Sondergebiete dienen der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaikanlagen 
einschließlich der zu deren Wartung und Betrieb erforderlichen Anlagen. Zulässig sind fest 
installierte Photovoltaikanlagen jeglicher Art bestehend aus Photovoltaikmodulen, 
Photovoltaikgestellen (Unterkonstruktion), Wechselrichterstationen, Transformatoren-/ 
Netzeinspeisestationen und Einfriedungen sowie Anlagen zur Speicherung der erzeugten 
Energie. 
 
Sämtliche Nebenanlagen für sonstige elektrische Betriebseinrichtungen zur Verteilung und 
Ableitung der gewonnenen Elektroenergie in das Netz des Netzbetreibers sowie zu einer 
möglichen Speicherung werden innerhalb der sonstigen Sondergebiete errichtet. 
 
Die innere Verkehrserschließung erfolgt über die geplanten Zufahrten, welche unter anderem 
auch dem Bau, der Wartung und dem Betrieb der Anlage dient. Ortsgebundene Festsetzungen 
von Verkehrsflächen in der Planzeichnung erfolgen nicht, da diese innerhalb des sonstigen 
Sondergebiets zulässig sind und sich diese Wege der Zweckbestimmung des sonstigen 
Sondergebiets unterordnen. Entsprechend dem derzeitigen Planungsstand sind die geplanten 
inneren Erschließungswege nachrichtlich als Vorhabeneintrag auf der Planzeichnung 
dargestellt. 
 
Auf einer Fläche von 0,80 Hektar sind zwei sonstige Sondergebiete gemäß 
§ 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung zur Errichtung eines elektrischen 
Umspannwerks festgesetzt. 
 
Innerhalb des sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung Umspannwerk (SO 
Umspannwerk) sind Umspannwerke mit den erforderlichen technischen Komponenten und 
Nebenanlagen sowie bauliche Anlagen zu Informationszwecken zum Thema regenerative 
Energien (z.B. Infotafeln, Aussichtsplattform, Anschauungsobjekte) zulässig. Zur Ableitung der 
erzeugten Energie ist aufgrund der erzeugten Strommengen eine Transformation auf 
Hochspannungsebene (110 kV) und eine Einspeisung in das Hochspannungsnetz erforderlich. 
Die Flächen befinden sich im nördlichen Teil der TF 2.2 und der TF 2.4. Im Bereich der TF 2.2 
ist ein Informationszentrum zu Themen der regenerativen Energien geplant, welches innerhalb 
der Fläche des SO Umspannwerk angeordnet werden soll.  
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Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind nur Vorhaben zulässig, zu denen sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Die Festsetzung ist klarstellend 
erforderlich, da vorliegend auf die Festsetzung von Baugebieten gemäß BauNVO und eine 
allgemeine Zulässigkeit von Nutzungen zurückgegriffen wird. 
 
 
9.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl 
Die Grundflächenzahl ist in den sonstigen Sondergebieten SO Photovoltaik 1 sowie in den 
beiden SO Umspannwerk auf maximal 0,8 festgesetzt. Für die Ermittlung der Grundfläche ist 
die Fläche innerhalb des jeweiligen SO Photovoltaik maßgebend. 
 
Eine Überschreitung der Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist in allen sonstigen 
Sondergebieten nicht zulässig. 
 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird entsprechend § 19 Abs. 1 und 2 BauNVO mittels Division 
der mit baulichen Anlagen überdeckten Flächen durch die anrechenbare Grundstücksfläche 
ermittelt. Innerhalb der überbaubaren Fläche des SO Photovoltaik ist mit einer GRZ von 0,8 
gewährleistet, dass nicht die gesamte Fläche mit Modulen überspannt sein wird. Der maximal 
überbaubare Flächenanteil des SO Photovoltaik beträgt insgesamt 80 Prozent. Die 
Photovoltaikmodule werden typischerweise mit einem Neigungswinkel von etwa 
15 bis 25 Grad schräg aufgeständert. Maßgebend für die Ermittlung der Grundfläche der 
Photovoltaikanlage ist die senkrechte Projektion der äußeren Abmessungen der Modultische. 
Bei Ausschöpfung der festgesetzten maximal zulässigen Grundflächenzahl können in den 
SO Photovoltaik maximal 130,89 Hektar überbaut werden. Die Grundflächenzahl begründet 
sich durch die für Wartung und Betrieb erforderlichen Anlagen, bestehend aus 
Photovoltaikmodulen, Photovoltaikgestellen (Unterkonstruktion), Wechselrichterstationen, 
Transformatoren-/ Netzeinspeisestationen und den ggf. zu errichtenden Anlagen zur 
Speicherung sowie den erforderlichen Zufahrten und internen Erschließungsflächen. Um ein 
gegenseitiges Verschatten zu vermeiden, verbleiben zwischen den zeilenförmig errichteten 
Photovoltaiktischen Zwischenräume, die nicht mit Photovoltaikmodulen überdeckt werden. 
 
 
Höhe der baulichen Anlagen 
Die Höhe der Oberkante baulicher Anlagen in den sonstigen Sondergebieten Photovoltaik ist 
auf maximal 4,0 m festgesetzt. Innerhalb der beiden SO Umspannwerk sind bauliche Anlagen 
mit einer Gesamthöhe von 12 Metern zulässig. Unterer Bezugspunkt ist jeweils der nächste 
eingetragene Höhenpunkt gemäß Planeinschrieb. Eine Überschreitung der gemäß 
Planeinschrieb zulässigen Höhe um bis zu 2 Meter ist innerhalb der sonstigen Sondergebiete 
SO Photovoltaik für technische Anlagen zur Überwachung, z.B. Antennen und Kameramasten 
zulässig. 
 
 
Das anstehende Gelände ist insgesamt relativ eben, innerhalb der Teilflächen ergeben sich 
durch Gefälle aber Höhenunterschiede. Es stehen innerhalb der TF 2.1 Geländehöhen 
zwischen 147 Metern im Osten und 157 Metern im Nordwesten und Süden, innerhalb der 
TF 2.2 zwischen 156 Metern im Nordwesten und 160 Metern im Süden, innerhalb der TF 2.3 
zwischen 158 Metern im Nordwesten und 163 Metern im Süden, innerhalb der TF 2.4 
zwischen 160 Metern im Nordwesten und 167 Metern im Südwesten, innerhalb der TF 2.5 
zwischen 160 Metern im Nordosten und 167 Metern im Süden, innerhalb der TF 2.6 zwischen 
165 Metern im Norden und 170 Metern im Süden sowie innerhalb der TF 2.7 zwischen 
158 Metern im Nordosten und 161 Metern im Süden über Normalhöhennull (üNHN) an 
(eingetragene Höhenpunkte). 
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Die Höhe der baulichen Anlagen wird definiert als das senkrechte Maß zwischen den 
genannten Bezugspunkten, gemessen in der Modultischlängenmitte bzw. der Mitte der 
Längsseite der baulichen Anlage. Unterer Bezugspunkt ist jeweils der nächste eingetragene 
Höhenpunkt, als oberer Bezugspunkt ist die Oberkante der baulichen Anlage heranzuziehen. 
 
Die Festsetzung zur Höhe der baulichen Anlagen als Höchstgrenze berücksichtigt 
nachbarschützende Belange, Optische Beeinträchtigungen werden durch die Wahl des 
Standortes und durch grünordnerische Maßnahmen weitestgehend vermieden. Es wird ein 
günstiges Verhältnis von Anlagenhöhe zu den Anlagenzwischenräumen erreicht und eine 
mögliche Fernwirkung der Anlage verringert. Die Höhenfestlegung schließt 
Konstruktionsweisen mit größeren Höhen, wie drehbare, turmartige Konstruktionen oder 
ähnliche Varianten von vornherein aus. Im Bereich der beiden SO Umspannwerk entspricht 
die Festsetzung der erforderlichen Höhe der zum Einsatz kommenden Komponenten des 
Umspannwerks. 
 
 
9.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Festsetzung von Baugrenzen gemäß 
§ 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. 
 
Photovoltaik-Anlagen und Photovoltaik-Anlagenteile sowie Gebäude und Gebäudeteile dürfen 
diese nicht überschreiten. Somit ist eine optimale Ausnutzung der zur Verfügung stehenden 
Fläche möglich. 
 
Zäune, Wartungsflächen und Stellplätze gemäß § 12 Abs. 1 BauNVO sowie Nebenanlagen 
nach § 14 Abs. 2 BauNVO, die der technischen Versorgung des Baugebietes dienen, sind 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
 
Die Baugrenzen verlaufen umgrenzend in einem Abstand von 3 Metern zur Grenze des 
räumlichen Geltungsbereichs, entlang der angrenzenden Waldflächen beträgt der Abstand 
mindestens 30 Meter zum Wald. Entlang der Bundesautobahn A 72 verläuft die Baugrenze 
unter Berücksichtigung des straßenrechtlichen Anbauverbots in einem aus 
verkehrstechnischer Sicht erforderlichen Abstand, dieser ergibt sich aus der Höhenlage, den 
vorhandenen Sicherheitseinrichtungen entlang der Autobahn und den geplanten technischen 
Anlagen. In den übrigen Bereichen wird der Verlauf der Baugrenze durch die festgesetzten 
Grünflächen bestimmt, hier beträgt der Abstand zu den Grünflächen ebenfalls 3 Meter. In der 
TF 2.1 verläuft die Baugrenze im Bereich der angrenzenden Photovoltaikanlage direkt auf der 
Geltungsbereichsgrenze, da es sich um denselben Vorhabenträger und dieselben 
Baugrundstücke handelt, sind hier keine Abstandsflächen erforderlich. In diesem Bereich soll 
der derzeit vorhandene Zaun der bereits errichteten Anlage abgebaut werden, so dass die 
neue Anlage direkt an die derzeitige Zaunlinie der bestehenden Anlage angebaut wird. 
 
 
9.4 Verkehrsflächen 

Gemäß Planeinschrieb sind private Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung als Zufahrt 
und Einfahrtbereiche festgesetzt. Die Zufahrt zu den festgesetzten Sondergebieten soll von 
den das Plangebiet durchquerenden, befestigten Wirtschaftswegen über diese bereits 
bestehenden Feldzufahrten erfolgen. Festsetzungen zu Verkehrsflächen innerhalb der 
Sondergebietsfläche erfolgen nicht. Die Darstellung der inneren Erschließung erfolgt auf der 
Planzeichnung nachrichtlich. 
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Die Sicherung der Zufahrten bis zur nächsten öffentlichen Verkehrsfläche muss für die nicht 
öffentlich gewidmeten Bereiche bis zum Satzungsbeschluss über die Eintragung von 
Baulasten oder von Dienstbarkeiten im Grundbuch erfolgen. 
 
 
9.5 Grünflächen 

Gemäß Planeinschrieb sind private Grünflächen im Umfang von 16,42 Hektar mit der 
Zweckbestimmung gemäß Maßnahmenbezeichnung festgesetzt. Es handelt sich um bereits 
bestehende Kompensationsmaßnahmen aus anderen Vorhaben, Extensivgrünland sowie 
Flächen zum Erhalt und zur Anpflanzung von Gehölzen. Innerhalb des Geltungsbereichs 
wurde der Flächenumfang im Vergleich zum Vorentwurf vergrößert. Die Herleitung und 
Beschreibung der entsprechenden Maßnahmen ist Bestandteil des Umweltberichts, der einen 
gesonderten Teil der Begründung bildet. 
 
Es sind Pflanzmaßnahmen (G1 und G2) entlang der nördlichen und südlichen Grenze der 
TF 2.1, entlang der nördlichen Grenze der TF 2.2 und der östlichen Grenze der TF 2.3 sowie 
Maßnahmen zum Erhalt bestehender Gehölze (E2) entlang der westlichen Grenze der TF 2.3 
festgesetzt, deren Herleitung und Beschreibung ebenfalls dem Umweltbericht zu entnehmen 
ist. 
 
Aus Gründen der Akzeptanz, des Natur- und Artenschutzes und des abwehrenden 
Brandschutzes sind innerhalb des Geltungsbereichs unter anderem entlang der Waldflächen, 
der Autobahn und bestehender Straßen umfangreiche Grünflächen festgesetzt. Somit wird ein 
Mindestabstand zwischen PV-Anlage (Modulbelegungsflächen) und Wald von 30 Metern 
eingehalten, der einen harmonischen Übergang zum Wald schafft und durch die Entwicklung 
einer artenreichen Blühwiese (Maßnahme A2) zu einer Aufwertung im Vergleich zum 
derzeitigen Zustand führt. Mit der Entwicklung ganzjährig begrünter und unbeeinträchtigter 
ehemaliger Ackerflächen wird außerdem im Übergangsbereich der Waldlebensräume zum 
Offenland das Nahrungsangebot für Säugetiere, Vögel und Fledermäuse erhöht und 
zusätzlicher Lebensraum für Insekten geschaffen. 
 
 
9.6 Flächen für Wald 

Gemäß Planeinschrieb sind im östlichen Teil der TF 2.1 und im nördlichen Teil der TF 2.3 
Waldflächen im Umfang von 9,62 Hektar festgesetzt. Es handelt sich um derzeit unbestockte 
Flächen, die im Zuge der Vorhabenumsetzung aufzuforsten sind (Maßnahme A 3). 
 
Zur Umsetzung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung aus dem 
Landesentwicklungsplan und dem Regionalplan Leipzig-Westsachsen 2021, die in Form von 
einem Vorranggebiet Waldmehrung für Teile des Geltungsbereichs dargestellt sind, erfolgt im 
Rahmen des vorliegenden Verfahrens eine Waldmehrung. Die Herleitung und Beschreibung 
der dazugehörigen Maßnahme A3 ist Bestandteil des Umweltberichts. 
 
Nördlich angrenzend an die TF 2.3 sollen zukünftig Freizeitnutzungen entwickelt werden, die 
ggf. durch den gesetzlich vorgeschriebenen Waldabstand betroffen sein können, der mit der 
Erstaufforstung im nördlichen Bereich der TF 2.3 einhergeht. Der Abstand der geplanten 
Waldflächen beträgt hier zu möglichen Bauvorhaben nördlich der Straße mindestens 25 Meter, 
so dass eine Betroffenheit höchstens auf einer Breite von 5 Metern besteht, die zudem nicht 
durch die eigentliche Gehölzfläche sondern durch den geplanten, dem Wald vorgelagerten 
Krautsaum hervorgerufen wird. Zudem ist durch die dazwischenliegende Straße und den 
straßenbegleitenden Radweg ohnehin nicht von einer Betroffenheit auszugehen, da im 
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Rahmen der Verkehrssicherungspflicht des Waldeigentümers ohnehin eine vorsorgende 
Gefahrenabwehr erfolgen muss. 
 
 
9.7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Das Flurstück 2415/2 der Gemarkung Borna ist zwischen dem SO Umspannwerk und der 
südlichen Geltungsbereichsgrenze auf einer Breite von 5 Metern mit einem Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht zu Gunsten der Großen Kreisstadt Borna zu belasten. 
 
Es dient der Sicherung eines Leitungskorridors, über den bei einer künftigen gewerblichen 
Entwicklung zwischen der TF 2.4 und der Anschlussstelle Borna-Süd eine Versorgung des 
Gewerbegebiets mit regenerativ erzeugtem Strom erfolgen soll. Der Korridor sichert zudem 
die Zugänglichkeit der zu verlegenden Leitung in Bezug auf die Wartung und ggf. erforderliche 
Reparaturen. Weitere Einzelheiten sollen im Durchführungsvertrag geregelt werden. 
 
 
10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

10.1 Einfriedung 

Zur Sicherung des Objektes vor unbefugtem Zutritt sind die Photovoltaikanlagen und die 
Umspannwerke einzufrieden. Die Gesamthöhe der Einfriedung darf maximal 2,50 m über 
Geländeniveau betragen und ist als Maschendraht-, Industrie- bzw. Stabgitterzaun 
auszuführen. Die Einfriedung der Photovoltaikanlagen muss entweder einen durchgehenden 
Bodenabstand von mindestens 10 cm oder im Abstand von 50 Metern bodenebene 
Rohrdurchlässe zur Gewährleistung der Kleintierdurchgängigkeit aufweisen. Eine Errichtung 
der Einfriedung außerhalb der sonstigen Sondergebiete ist nicht zulässig. 
 
Die Einfriedung dient der Sicherung des Objektes vor unbefugtem Zutritt. Der Durchlass für 
Kleintiere ermöglicht den Austausch innerhalb und außerhalb der Umzäunung lebender 
Populationen. Die Ausführung des Durchlasses ist dabei in Abhängigkeit des Pflegekonzepts 
auszuführen. Bei einer Beweidung mit Schafen ist zum Schutz der Tiere vor potentiell 
vorkommenden Wölfen eine geschlossene Einfriedung mit Durchlässen in regelmäßigen 
Abständen erforderlich. Bei der Einfriedung der Umspannwerke ist eine 
Kleintierdurchgängigkeit aufgrund der Flächengröße und der fehlenden Barrierewirkung nicht 
erforderlich. 
 
Die Errichtung der Einfriedung innerhalb des Sondergebiets schließt eine Beeinträchtigung der 
festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen weitestgehend aus, die Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes wird minimiert, da die Zaunanlage im Bereich der festgesetzten 
Pflanzmaßnahmen hinter diesen optisch nicht mehr wahrnehmbar ist. 
 
10.2 Werbeanlagen 

Die Errichtung von Werbeanlagen zur Fremdwerbung ist im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans generell nicht zulässig. Da sich das Plangebiet im Bereich der freien 
Landschaft befindet, soll eine landschaftsgerechte Einbindung der Anlagen, z.B. über die 
anzulegenden Hecken und Grünflächen erfolgen. Hier würden Werbeanlagen, beispielsweise 
in Form von Schildern oder Bannern, z.B. an der umlaufenden Einfriedung, zu einer 
zusätzlichen Störung des Landschaftsbilds führen, die diesem Gestaltungsanspruch 
zuwiderläuft. 
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11 Erschließung 

11.1 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet befindet sich östlich der Kernstadt Borna, überwiegend östlich der 
Bundesautobahn A 72, die Teilflächen TF 2.4 und TF 2.7 befinden sich westlich der Autobahn. 
Die Erschließung der beiden Teilflächen erfolgt über die Lausicker Straße, die in Richtung 
Westen das Stadtgebiet von Borna erreicht. Über die Leipziger Straße wird in nördlicher 
Richtung das Zentrum von Borna erreicht. Anschluss an die Bundesautobahn A 72, die Leipzig 
und Chemnitz verbindet, besteht südlich des Plangebiets an der Anschlussstelle Borna-Süd. 
Die übrigen Teilflächen werden über bestehende Wirtschaftswege und die Straße zum 
Bockwitzer See über die Ortsverbindungsstraße Borna-Dittmannsdorf erschlossen. Von hier 
wird in westlicher Richtung das Zentrum von Borna in einer Entfernung von etwa 2 Kilometern 
erreicht, Anschluss an die Bundesautobahn A 72 besteht über die B 93 an der Anschlussstelle 
Borna-Nord in einer Entfernung von etwa 3,5 Kilometern. 
 
Die Verkehrserschließung der Teilflächen des Plangebiets soll über bestehende Zufahrten und 
Wirtschaftswege mit bestehendem Anschluss an das öffentliche Straßennetz erfolgen. Diese 
Zufahrten dienen bereits der Zugänglichkeit der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen. 
Die rechtliche Sicherung der Zufahrt muss für die nicht öffentlich gewidmeten Verkehrsflächen 
bis zum Satzungsbeschluss über die Eintragung von Baulasten oder über die Eintragung von 
Grunddienstbarkeiten im Grundbuch erfolgen. 
 
Mit einem vorhabenbedingten Verkehrsaufkommen ist ausschließlich während der Bauzeit der 
Photovoltaikanlage (max. 3-12 Monate) zu rechnen. Für die Errichtung temporärer 
Baustellenzufahrten an den bestehenden Straßen sind frühzeitige Abstimmungen mit dem 
zuständigen Straßenbaulastträger und der zuständigen Straßenverkehrsbehörde zu führen. 
 
Der Betrieb der Anlage erfolgt vollautomatisch. Ein Anfahren der Anlage vornehmlich mit 
Kleintransportern bzw. PKW ist nur zur Pflege, Wartung bzw. bei Reparaturen erforderlich. Die 
daraus resultierende Belastungszahl umfasst für Wartung und Reparaturen ca. 10 Fahrzeuge 
pro Jahr bei maximal 2 Fahrzeugen pro Tag. 
 
Aufgrund der vorgesehenen Nutzung des Plangebiets als Anlage zur Gewinnung von 
Solarenergie und zur Nutzung als Grünland mit extensiver Bewirtschaftung ist innerhalb der 
Baugrenzen nur eine Verkehrserschließung in Form von wasserdurchlässigen Wegen 
vorgesehen. Diese dienen dem Bau, der Wartung und dem Betrieb der Anlage. Eine 
Festlegung in der Planzeichnung erfolgt nicht, da sich die Wege der Zweckbestimmung des 
Sondergebiets unterordnen. Die Darstellung der inneren Erschließung erfolgt auf der 
Planzeichnung nachrichtlich. 
 
 
11.2 Wasserversorgung- und Abwasserentsorgung 

Für den Betrieb der Photovoltaikanlage ist weder ein Trinkwasseranschluss noch ein 
Anschluss an das örtliche Abwasserentsorgungsnetz erforderlich. 
 
 
11.3 Niederschlagswasser 

Das auf den Photovoltaikmodulen, Verkehrsflächen und Nebenanlagen anfallende 
unbelastete und unverschmutzte Niederschlagswasser ist innerhalb des Plangebiets 
breitflächig zur Versickerung zu bringen. 
 
Das auf den Modultischen anfallende Niederschlagswasser fließt dabei über die Abtropfkanten 
am unteren Modulrand ab und versickert punktuell am Außenrand der Tische. Um eine 
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bessere Verteilung des Niederschlags zu gewährleisten, sollen auf den Modultischen 
zwischen den Einzelmodulen Abstände vorgesehen werden. Somit läuft das Regenwasser 
nicht nur am Rand der Modultische, sondern auch zwischen den Modulen ab und sorgt auch 
unter den Modultischen für eine Verfügbarkeit von Wasser, welches sich positiv auf das 
Pflanzenwachstum und die Bodendurchfeuchtung in diesem Bereich auswirkt. Eine Änderung 
am Gesamtwasserhaushalt des Systems findet nicht statt. Die Versickerung des 
Niederschlagswassers am Anfallort dient der Erhaltung der Grundwasserneubildungsrate. 
Eine Bodenerosion durch das ablaufende Niederschlagswasser ist aufgrund der Begrünung 
der Flächen unter und neben den Modulen nicht zu erwarten. Bei stärkeren oder extremen 
Niederschlägen wird das Niederschlagswasser auch außerhalb der Abtropfkanten von den 
Modulen abfließen und sich somit besser verteilen. 
 
 
11.4 Stromversorgung und Netzeinspeisung 

Zuständiger Netzbetreiber ist die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH, der Strombezug 
für den Eigenbedarf erfolgt in der Regel aus der Eigenproduktion der Anlagen und/oder über 
einen separaten Anschluss aus dem Niederspannungsnetz. 
 
Die Einspeisung der erzeugten Elektroenergie wird mittels kundeneigener Übergabestationen 
an die zu errichtenden Umspannwerke innerhalb des Geltungsbereichs erfolgen. Die 
erforderlichen Abstimmungen dazu sind frühzeitig mit dem Netzbetreiber zu führen. Nach 
derzeitigem Stand soll eine Einspeisung in Eula (110 kV Mitnetz Strom oder 380 kV 50 Hertz) 
erfolgen. Die erforderlichen Leitungstrassen bis zum Übergabepunkt in das 
Hochspannungsnetz sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 
 
 
11.5 Telekommunikation 

Zur Fernüberwachung der Solaranlage ist der Anschluss an das Telekommunikationsnetz 
notwendig. Der zuständige Netzbetreiber für das Festnetz ist die deutsche Telekom AG. 
Alternativ ist eine Überwachung der Anlage über ein Mobilfunknetz ebenfalls möglich. 
 
 
11.6 Abfallentsorgung 

Für den Betrieb der Photovoltaikanlage ist kein Anschluss an das System der Abfallentsorgung 
erforderlich. Die Abfallentsorgung während der Bauphasen ist durch den Vorhabenträger in 
Eigenverantwortung sicherzustellen. 
 
 
12 Naturschutz und Landschaftspflege 

Zu diesem Bebauungsplan wurde eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt 
und in einem Umweltbericht gemäß Anlage 1 zum BauGB dargestellt (Teil 2 der Begründung). 
Dazu wurden die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 
beschrieben, die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und bewertet. 
Weiterhin werden bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen sowie erforderliche 
Artenschutzmaßnahmen beschrieben. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung. 
 
In der Planzeichnung sind die bereits bestehenden Kompensationsmaßnahmen und 
Grünflächen mit Gehölzbestand durchgängig zum Erhalt festgesetzt. Entlang der nördlichen 
und der südlichen Geltungsbereichsgrenze der TF 2.1, entlang der nördlichen Grenze der 
TF 2.2 und entlang der östlichen Grenze der TF 2.3 ist jeweils die Pflanzung einer Feldhecke 
festgesetzt. Auf den Flächen unter und zwischen den Modulen ist ein extensives Grünland zu 
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entwickeln, festgesetzte Grünflächen entlang der angrenzenden Waldflächen sollen zu einer 
artenreichen Blühwiese entwickelt werden. Nachfolgend werden die festgesetzten 
Maßnahmen zur Grünordnung beschrieben, für weitergehende Erläuterungen wird auf den 
Umweltbericht verwiesen. 
 
Neu anzulegende Zufahrten, Wege und Stellflächen sind zum Schutz des Bodens in wasser- 
und luftdurchlässiger Bauweise auszuführen. 
 
E1 - Erhalt bestehender Kompensationsmaßnahmen: 
Das bestehende Grünland und die bestehenden Heckenpflanzungen sind dauerhaft zu 
erhalten. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. 
 
Die mit der Umsetzung anderer Vorhaben realisierten Kompensationsmaßnahmen (A 72 
Chemnitz-Leipzig, Abschnitt 4) sind von jeglicher Beeinträchtigung, auch während des 
Baustellenbetriebs freizuhalten, es sind wirksame Sicherungsmaßnahmen vorzusehen. Die 
Maßnahme bezieht sich auf den Erhalt der bestehenden Maßnahmen und die Vermeidung 
einer Beeinträchtigung durch das Vorhaben, die Übernahme einer Pflegeverpflichtung erfolgt 
mit der vorliegenden Planung nicht. Für die Pflege dieser Maßnahmen sind 
Zufahrtsmöglichkeiten zu berücksichtigen. 
 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen sind Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 und 
RAS-LP 4 erforderlich. Die Schutzmaßnahmen sind vor dem Beginn der Baumaßnahme mit 
der Außenstelle Dresden, Team Landschaftsbau/Landschaftspflege, der Autobahn GmbH des 
Bundes, Niederlassung Ost, zu dokumentieren (z.B. Fotos, Protokolle). 
 
E2 - Erhalt bestehender Gehölzstrukturen: 
Die bestehenden Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Der Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. 
 
A1 – Entwicklung, Pflege und Erhalt von Abstandsgrün unter und zwischen den Modulen: 
Innerhalb der sonstigen Sondergebiete SO Photovoltaik 1 und 2 ist durch Ansaat mit einer 
standortangepassten, heimischen und schattenverträglichen Wiesensaatgutmischung ein 
extensives Abstandsgrün zu entwickeln und zu pflegen. Der Boden ist vor der Ansaat zu 
lockern. Eine Bodenbearbeitung sowie der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sind 
nicht zulässig. 
 
A2 – Entwicklung einer artenreichen Blühwiese: 
Innerhalb der festgesetzten Grünflächen ist durch Ansaat und Pflege eine artenreiche 
Blühwiese zu entwickeln und zu erhalten. Als Ansaat ist gebietsheimisches Saatgut (UG 5 - 
Mitteldeutsches Tief- und Hügelland) in der Ausführung als Grundmischung für artenreiche 
Blühwiesen zu verwenden. Der Boden ist vor der Ansaat zu lockern. Eine Bodenbearbeitung 
sowie der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sind nicht zulässig. 
 
A3 – Erstaufforstung landwirtschaftlicher Flächen: 
Innerhalb der festgesetzten Waldflächen ist auf den nicht bestockten Flächen ein 
standortgerechter Laubmischwald mit den erforderlichen Waldwegen zu entwickeln und 
gemäß den Regelungen des sächsischen Waldgesetzes zu bewirtschaften.  In den Bereichen 
zu angrenzenden Wegen und Freiflächen ist als Bestandteil des Waldes ein gestufter 
Waldrand, bestehend aus einer 5 Meter breiten Krautzone (Saum) und einer 10 Meter breiten 
Strauchzone (Mantel) zu entwickeln. 
 
G1 – Pflanzung einer zweireihigen Laubstrauchhecke: 
Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist auf einer Länge von mindestens 770 Metern und einer Breite von 
mindestens 3 Metern eine zweireihige Laubstrauchhecke zu pflanzen und dauerhaft zu 
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erhalten. Es ist je 2,25 m² Pflanzfläche ein Strauch in Reihe zu pflanzen. Dafür sind Sträucher 
der Arten Europäisches Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Hunds-Rose (Rosa canina), 
Gem. Hartriegel (Cornus sanguinea), Weißdorn (Crataegus spec.), Holzapfel (Malus 
sylvestris), Purgier Kreuzdorn (Rhamnus cathartica) und Schlehe (Prunus spinosa) in etwa 
gleicher Anzahl zu berücksichtigen. Als Pflanzqualität sind verpflanzte Sträucher mit 4 Trieben 
und einer Höhe von 60 bis 100 cm aus dem Vorkommensgebiet 2 - Mittel- und Ostdeutsches 
Tief- und Hügelland zu verwenden. Für eine Dauer von 5 Jahren ist eine Gehölzpflege zu 
gewährleisten (1 Jahr Fertigstellungspflege, 4 Jahre Entwicklungspflege). 
 
G2 – Pflanzung einer dreireihigen Laubstrauchhecke: 
Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist auf einer Länge von mindestens 1.200 Metern und einer Breite von 
mindestens 4 Metern eine dreireihige Laubstrauchhecke zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Es ist je 2,25 m² Pflanzfläche ein Strauch in Reihe zu pflanzen. Dafür sind Sträucher 
der Arten Europäisches Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Hunds-Rose (Rosa canina), 
Gem. Hartriegel (Cornus sanguinea), Weißdorn (Crataegus spec.), Holzapfel (Malus 
sylvestris), Purgier Kreuzdorn (Rhamnus cathartica) und Schlehe (Prunus spinosa) in etwa 
gleicher Anzahl zu berücksichtigen. Als Pflanzqualität sind verpflanzte Sträucher mit 4 Trieben 
und einer Höhe von 60 bis 100 cm aus dem Vorkommensgebiet 2 - Mittel- und Ostdeutsches 
Tief- und Hügelland zu verwenden. Für eine Dauer von 5 Jahren ist eine Gehölzpflege zu 
gewährleisten (1 Jahr Fertigstellungspflege, 4 Jahre Entwicklungspflege). 
 
Bei den Pflanzmaßnahmen ist über die Festsetzung der Mindestlänge sichergestellt, dass eine 
durchgehende Pflanzung innerhalb der Maßnahmenfläche erfolgt und trotzdem ein moderater 
Spielraum verbleibt, um auf lokale Besonderheiten zu reagieren bzw. die Pflanzungen 
kleinräumig zu unterbrechen. 
 
 
13 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Bebauungsplanung sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse zu sichern, bestehende und zukünftige Belastungen zu bewältigen 
und durch geeignete Maßnahmen zu mindern. 
 
Relevante Emissionen treten während des Betriebs der Photovoltaikanlage nicht auf. Mit 
Beeinträchtigungen durch Lärm, Staub oder Geruch ist lediglich während der Bauphase zu 
rechnen und beschränkt sich auf einen Zeitraum von etwa 3 bis 12 Monaten. Im Zuge der 
Bauarbeiten sind die einschlägigen Vorschriften zum Lärmschutz zu beachten, erhebliche 
Beeinträchtigungen der Allgemeinheit und der Nachbarschaft sollen weitgehend vermieden 
werden. 
 
Auswirkungen von elektrischen oder magnetischen Feldern sowie Lärm durch notwendige 
Lüfter sind nur in sehr geringem Ausmaß und nur in unmittelbarer Umgebung der 
Wechselrichter und der Trafostationen zu erwarten. Bei einem Abstand zwischen Trafo und 
Zaun von mindestens 3 Metern werden diese bereits nicht mehr wahrnehmbar sein, die 
geringste Entfernung zwischen Sondergebiet und Wohnnutzung beträgt im Bereich Borna und 
Kesselshain mindestens 175 Meter. Der Abstand zur westlich der TF 2.4 gelegenen 
Kleingartenanlage beträgt etwa 40 Meter, so dass hier mit einer Beeinträchtigung ebenfalls 
nicht zu rechnen ist. Die Standortauswahl für die Trafostationen ist so zu treffen, dass eine 
Beeinträchtigung umliegender, schutzbedürftiger Nutzungen ausgeschlossen ist. Bei derzeit 
zum Einsatz kommenden Anlagen zur Speicherung handelt es sich um Batteriespeicher in 
Fertigbauweise (Überseecontainer), relevante Emissionen gehen von diesen Anlagen nicht 
aus. Im Umkreis von mindestens 170 Metern zu den Bereichen der beiden SO-Umspannwerk 
sind keine schutzbedürftigen Nutzungen, die dem dauerhaften Aufenthalt von Personen 
dienen vorhanden, so dass hier mit einer Beeinträchtigung nicht zu rechnen ist. Es sind 
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Umspannwerke auf 110-kV-Ebene vorgesehen, welche keine Genehmigung nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz erfordern und gemäß der 26. BImSchV zu den 
Niederfrequenzanlagen gehören. Gemäß den LAI- Hinweisen zur Durchführung der 
Verordnung über elektromagnetische Felder ist der Einwirkbereich eines Umspannwerks im 
Niederfrequenzbereich auf einen Streifen von etwa 5 Metern um die Anlage begrenzt. In den 
beschriebenen Wirkradien sind keine schutzbedürftigen Nutzungen vorhanden, so dass hier 
mit einer Beeinträchtigung nicht zu rechnen ist. 
 
Solarmodule können einen Teil des Lichtes reflektieren. Unter bestimmten Konstellationen 
kann dies zu Reflexblendungen führen. Immissionsorte, die vornehmlich nördlich von einer 
Photovoltaikanlage gelegen sind, sind meist unproblematisch. Eine genauere Betrachtung ist 
im Wesentlichen nur dann erforderlich, wenn der Immissionsort vergleichsweise hoch liegt 
(zum Beispiel bei Hochhäusern) und/oder die Photovoltaikmodule besonders flach angeordnet 
sind. Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen und 
Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. Abendstunden auf. Der 
Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und Südwesten angrenzenden Flächen begrenzt. 
Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten gering und 
beschränken sich auf wenige Tage im Jahr. Darüber hinaus handelt es sich bei Solarmodulen 
um Lichtkonverter, die möglichst wenig reflektieren sollen um das Sonnenlicht bestmöglich zu 
nutzen. 
 
Die nächstgelegenen Immissionsorte für eine mögliche Blendung befinden sich nördlich der 
TF 2.1, der Abstand zur Wohnbebauung in Kesselshain beträgt hier etwa 175 Meter, westlich 
der TF 2.7 und der TF 2.4 beträgt der Abstand zur Wohnbebauung in der Ortslage Borna 
ebenfalls etwa 175 Meter, der Abstand zur Kleingartenanlage westlich der TF 2.4 beträgt 
mindestens 40 Meter. Der Abstand der TF 2.6 zur Ortslage Zedtlitz im Südwesten beträgt 
mindestens 275 Meter. Weiterhin sind für eine mögliche Blendwirkung die das Plangebiet von 
Nord nach Süd querende Bundesautobahn 72 sowie die Straßen entlang der einzelnen 
Teilflächen relevant (Ortsverbindung Borna-Dittmannsdorf, Straße zum Bockwitzer See, 
Lausicker Straße). 
 
Mit Datum vom 08.11.2023 liegt eine gutachterliche Stellungnahme zur Blendwirkung vor 
(Anlage 1). Im Ergebnis der Untersuchung ist festzustellen, dass eine Blendwirkung durch die 
geplante Photovoltaikanlage nicht zu erwarten ist, wenn bei der Anlagenkonfiguration und 
Ausrichtung bestimmte Parameter berücksichtigt werden. Die umliegenden Wohnnutzungen 
liegen außerhalb der für eine erhebliche Blendung relevanten Entfernungen gemäß der Licht-
Leitlinie, teilweise bestehen bereits maskierende Pflanzungen (z.B. Kleingartenanlage), die 
einen entsprechenden Sichtschutz bieten oder das vorliegende Geländeprofil lässt eine direkte 
Einsicht nicht zu. Entlang der umliegenden Straßen treten gemäß Gutachten keine relevanten 
Blendwirkungen auf. 
 
Auswirkungen auf Fahrzeugführer auf der A 72 ergeben sich durch das Höhenprofil sowie 
zahlreiche vorhandene Erdwälle in einigen Teilen nicht, da eine direkte Einsicht hier nicht 
gegeben ist. Eine Südausrichtung der Module würde im Bereich der östlich der Autobahn 
liegenden Teilflächen 2.1, 2.2, 2.5 und 2.6 aus gutachterlicher Sicht teilweise zu unzulässigen 
Blendungen führen. Die PV-Anlage darf in diesem Bereich entsprechend nicht mit einem 
Azimut von 180° errichtet werden, insofern keine Verschattungsmaßnahmen ergriffen werden. 
Besonders sind hiervon der Teil der Autobahn A 72 neben der TF 2.2, TF 2.5 und der TF 2.6 
sowie die Autobahnauffahrt Borna-Süd zwischen den beiden Teilflächen betroffen. In diesen 
Gebieten werden bei einem Azimut von 180° die Grenzwerte der jährlichen Blendungsdauer 
überschritten. Zur Verhinderung von unzulässigen Emissionen der PV-Anlage in Richtung der 
Autobahn A 72 ist es hier notwendig, das Azimut der PV-Anlage auf einer blendungsrelevanten 
Breite im Bereich der TF 2.2 um mindestens 18° nach Osten (Azimut <= 162°) und im Bereich 
der TF 2.5 und der TF 2.6 um mindestens 13° nach Osten (Azimut <= 167°) einzudrehen. 
Hierdurch werden die Blendeffekte in Richtung der Autobahn A72 stark reduziert bzw. 
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eliminiert und die vorgegebenen Grenzwerte aus der Licht-Leitlinie eingehalten. Entsprechend 
der Darlegungen in der Gutachterlichen Stellungnahme zur Blendwirkung kann die geplante 
Bebauung entlang der Autobahn unter Einhaltung der im Gutachten dargelegten Parameter in 
Bezug auf eine Blendwirkung freigegeben werden. Weitere Ausführungen und Betrachtungen 
sind dem Gutachten zu entnehmen. 
 
Von Seiten des Fernstraßen-Bundesamts wird darauf hingewiesen, dass Aufgrund der 
unmittelbaren Nähe zur Autobahn vom Solarparkbetreiber zu gewährleisten ist, dass durch die 
Anlagen jegliche Blendwirkung für die Verkehrsteilnehmenden auf der BAB ausgeschlossen 
wird. Gerade im Bereich von Anschlussstellen werden aufgrund der hier regelmäßig 
vorkommenden Beschleunigungs- und Abbremsvorgänge erhöhte Anforderungen an die 
Aufmerksamkeit aller Verkehrsteilnehmer gestellt und bergen ein besonders großes 
Gefahrenpotential. Blendungen stellen dann zusätzliche Gefahren dar und sind daher 
zwingend auszuschließen. Für Unfälle, die ursächlich auch auf eine Blendwirkung 
zurückzuführen sind, haftet ausschließlich der Betreiber des Solarparks. 
 
Gemäß Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen (ARGE Monitoring PV-Anlagen, 2007) und „Stellungnahme 
zur Frage der evtl. Blendung und anderer Beeinträchtigungen von Vögeln durch PV-
Freiflächenanlagen“ (Juwi Solar, 2008) sind Beeinträchtigungen von Vögeln durch 
Widerspiegelungen bzw. Reflexionen der Solarmodule nicht zu erwarten. 
 
 
14 Brandschutz 

Die Photovoltaikmodule sowie deren Gestelle bestehen aus weitgehend nicht brennbaren 
Materialien, so dass eine erhöhte Brandgefahr bei sachgemäßem Anschluss der elektrischen 
Bauteile und Leitungen nicht besteht. Bei den Wechselrichtern und Trafostationen in 
Kompaktbauweise ist die Brandgefahr ebenfalls sehr gering. Für den allgemeinen Brandschutz 
gelten die Anforderungen und Regeln für Einsätze an elektrischen Anlagen. Grundlagen sind 
die GUV-I 8677 „Elektrische Gefahren an der Einsatzstelle“ und die DIN VDE 0132 
„Brandbekämpfung und Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen“. Geeignete Löschmittel 
sowie deren zu beachtende Einsatzbedingungen sind der DIN VDE 0132, Punkt 6.2 
„Anwendung von Löschmitteln“ zu entnehmen. 
 
Ein anlagenbezogenes Brandschutzkonzept ist in Abstimmung mit den zuständigen Behörden 
im weiteren Verfahren zu erarbeiten. Die erforderliche Löschwassermenge wird von der 
zuständigen Brandschutzbehörde in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung des 
Grundstückes festgelegt und ist im nachgelagerten Verfahren nach SächsBO nachzuweisen. 
 
Gemäß Abstimmung mit der zuständigen Brandschutzdienststelle sind für die einzelnen 
Teilflächen Löschwasserentnahmestellen vorzusehen, die das Erreichen der wesentlichen 
Teile der Anlagen in einem Umkreis von 300 Metern ermöglichen. Die Bereitstellung der 
erforderlichen Löschwassermenge von mindestens 60 Kubikmetern (Grundfläche 6x10 Meter) 
erfolgt über oberirdisch bereitgestellte Löschwasserkissen, die ganzjährig zur Verfügung 
stehen. Im Bereich der vorliegenden Teilflächen sind insgesamt mindestens 6 Standorte 
vorgesehen, die TF 24 und die TF 2.7 können aus bestehenden Entnahmestellen in Borna 
versorgt werden. Im Bereich der Löschwasserbereitstellung sind entsprechende 
Ansaugstellen mit den erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflächen vorgesehen. Die 
Erreichung der einzelnen Anlagenteile kann über die internen Erschließungswege erfolgen, 
entsprechende Wendemöglichkeiten sind ebenfalls vorgesehen. Die geplanten Standorte zur 
Löschwasserentnahme und die geplanten internen Erschließungswege sind nachrichtlich auf 
der Planzeichnung eingetragen. Die geplanten inneren Erschließungswege entsprechen in 
ihrer Ausformung und Ausdehnung den Anforderungen an ein Befahren mit Fahrzeugen der 
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Feuerwehr. Bei der Herstellung sind diese Wege mit einer entsprechenden Tragfähigkeit 
herzustellen. 
 
Aus Gründen des abwehrenden Brandschutzes wird innerhalb des Geltungsbereichs entlang 
der Waldflächen ein Mindestabstand zwischen PV-Anlage (Modulbelegungsflächen) und Wald 
von 30 Metern durchgängig eingehalten. 
 
 
15 Flächenbilanz 

Tab. 2: geplante Flächennutzung 

 Bestand Planung 

Landwirtschaftliche Fläche 189,05 ha - 

Grünflächen 1,71 ha 16,42 ha 

Wald - 9,62 ha 

Verkehrsflächen - 0,31 ha 

SO Photovoltaik, davon  - 163,61 ha 

Überdeckung mit Solarmodulen 
(mit darunterliegendem 
Extensivgrünland 

- 130,89 ha 

davon voll- oder teilversiegelt - 3,20 ha 

Extensivgrünland (Zwischenräume 
zwischen den Solarmodulreihen) - 32,72 ha 

SO Umspannwerk - 0,80 ha 

Summe 190,76 ha 190,76 ha 
 
Das Plangebiet weist eine Gesamtfläche von 190,76 Hektar auf, ein Flächenanteil von 
163,61 Hektar wird als SO Photovoltaik festgesetzt, wobei bei einer GRZ von 0,8 somit ca. 
130,89 Hektar mit Solarmodulen und zugehörigen Nebenanlagen überständert bzw. überbaut 
werden können. Innerhalb der beiden SO Umspannwerk können bei einer GRZ von 0,8 etwa 
0,64 Hektar überbaut werden. 
 
Innerhalb des SO Photovoltaik werden lediglich die Flächen für elektrische Betriebs-
einrichtungen vollständig versiegelt. Die restlichen Flächen bleiben in Form von 
- wasserdurchlässigen Wegen, 
- Extensivgrünland mit Überdeckung durch Photovoltaikanlagen und 
- Extensivgrünland zwischen den Modulreihen 
und werden durch entsprechende Pflegemaßnahmen als Extensivgrünland erhalten. 
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16 Hinweise 

Umgang mit Abfällen 
Werden bei den Erschließungsarbeiten kontaminierte Stoffe vorgefunden, sind diese zu 
separieren und zu untersuchen. Anhand der Untersuchungsergebnisse ist über eine 
Verwertung, Behandlung oder Entsorgung des anfallenden kontaminierten Materials zu 
entscheiden. Die Entsorgung der anfallenden Abfälle hat entsprechend den geltenden 
abfallrechtlichen Bestimmungen zu erfolgen und ist dem Umweltamt des Landratsamtes 
Landkreis Leipzig nach Aufforderung nachzuweisen. Die Entsorgung / Verwertung und 
Lieferung ist nachweislich und lückenlos zu dokumentieren. 
 
Während der Bauausführung ist auf eine Umsetzung der Gewerbeabfallverordnung in Bezug 
auf die anfallenden Bauabfälle zu achten. Das Getrenntsammlungsgebot der 
Gewerbeabfallverordnung ist strikt umzusetzen und zu dokumentieren. Entsprechend 
§ 8 Abs. 1 der Gewerbeabfallverordnung haben Erzeuger und Besitzer von Bauabfällen diese 
getrennt nach Abfallarten zu erfassen und vorrangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung 
oder dem Recycling zuzuführen. 
 
Für alle im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen sowie während des laufenden Betriebs 
der Anlage anfallenden Abfälle ist im weiteren Verlauf der Genehmigungsplanung ein 
Entsorgungs- und Verwertungskonzept mit folgendem Inhalt zu erarbeiten und dem 
Landratsamt Landkreis Leipzig, Umweltamt, unaufgefordert zur Abstimmung vorzulegen: 

 Alle tatsächlich bei der Ausführung der Baumaßnahmen sowie beim laufenden Betrieb 
der Anlage anfallenden Abfälle und Materialien einschließlich Mengenangaben sowie 

 die Festlegung der Entsorgungs- bzw. Verwertungswege und Benennung der 
Entsorgungsanlagen bzw. die Art und Weise der geplanten Verwertung 

Dabei sind getrennt voneinander alle anfallenden Abfälle gemäß Abfallverzeichnis-
Verordnung (AW) detailliert und eindeutig getrennt nach Art, Anfallstelle, Abfallschlüssel-Nr. 
(ASN) und Menge zu erfassen. 
 
Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Erkundungsbohrungen) sowie die dazu gehörigen 
Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zuständige Behörde 
in Sachsen anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der 
geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, 
Laboranalysen, Pumpversuche etc.) und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss der 
geologischen Untersuchung sind die Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, 
Gutachten) an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu übermitteln (§ 9, 10 GeolDG). 
 
Bestandsleitungen Ver- und Entsorgung 
Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich unterirdische Bestandsleitungen zur Strom- und 
Gasversorgung, zur Trinkwasserversorgung und zur Abwasserentsorgung. Die 
Leitungsverläufe und die erforderlichen Schutzstreifen sind nachrichtlich auf der 
Planzeichnung eingetragen, die Planung ist an die Leistungsverläufe angepasst. 
 
Werden durch Baumaßnahmen Umverlegungen der Anlagen notwendig, so sind die Kosten 
dafür vom Veranlasser zu übernehmen, soweit keine anderen Regelungen Anwendung finden. 
Ein entsprechender Antrag ist frühestmöglich zu stellen. Dies betrifft auch erforderliche 
Veränderungen der Tiefenlagen der Leitungen. Bei der Anpflanzung von Großgrün ist zu den 
Trassen ein Abstand von mindestens 1,5 m einzuhalten und in diesem Bereich sind 
Wurzelschutz- Platten/Folie einzubauen. 
 
 
 
Büro Knoblich  Zschepplin, 15.11.2023 
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Objekt: Energiepark Borna 

 

Auf einer Freifläche in der Umgebung der Stadt Borna wird beabsichtigt eine Photovoltaikanlage zu 
errichten. Die PV-Anlage trägt den Namen „Energiepark Borna“. Die Notwendigkeit zur Erstellung eines 
Blendgutachtens ist dadurch obligatorisch. Als konkrete Untersuchungspunkte sind die Autobahn A72, die 
Straßen und daneben liegende Wohnbebauung. Insbesondere soll eine Blendwirkung bei Unterschreiten 
der 100 m-Zone zur Autobahn untersucht werden. Das Gutachten hat zur Aufgabe diese, sowie weitere 
schutzwürdige Objekte hinsichtlich ihrer zu erwartenden Lichtemissionen ausgehend von der geplanten 
PV-Anlage „Energiepark Borna“ zu untersuchen und zu bewerten. 
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I. Ermittlung potenzieller Blendwirkung 

 

1. Blendung 

Unter Blendung wird eine visuelle Störung verstanden, die durch eine überhöhte Helligkeit der Reflexion 
des Sonnenlichtes an einem stationären Objekt entsteht. In der Folge können bei einem Betrachter 
Nachbilder oder permanente Schädigungen am Auge auftreten. Abhängig ist der Blendungseffekt von der 
Größe und Entfernung zu der Leuchtquelle sowie ihrer Strahlungsstärke. Die Bewertung von Emissionen 
erfolgt auf der Grundlage von verschiedenen Studien in dem in Abbildung 1 dargestellten Diagramm. 
Hiernach wird die Belastung für das Auge in drei voneinander abtrennbare Zonen unterteilt, die sich durch 
die auftretenden Effekte gegenseitig abgrenzen. In der roten Zone kann es zu permanenten Schädigungen 
der Netzhaut kommen, in der gelben Zone können temporär (bis zu 20 Sekunden) Abbildungen im 
Sichtfeld auftreten und in der grünen Zone ist die Wahrscheinlichkeit für entsprechende Abbildungen sehr 
gering. 

 
Abbildung 1: Einordnung von Blendung nach Netzhautbestrahlung und Quellwinkel1 

Die Einordnung in eine der drei Zonen ist von der Netzhautbestrahlung und dem Quellwinkel abhängig. 
Die Netzhautbestrahlung wird maßgeblich durch die Reflexionseigenschaften des Blendungsobjektes 
beschrieben, da das zur Reflexion eintreffende Licht variierender Intensität von der Sonne nicht 
beeinflussbar ist. Der Quellwinkel (w) ergibt sich gemäß Abbildung 2 aus der Ausdehnung des 
reflektierenden Objektes (ds) und der Entfernung zwischen Betrachter und Objekt (r). 

 
1 Ho, C. K., Ghanbari, C. M., and Diver, R. B., 2011, Methodology to Assess Potential Glint and Glare Hazards From 
Concentrating Solar Power Plants: Analytical Models and Experimental Validation, ASME J. Sol. Energy Eng., 133. 
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Abbildung 2: Projektion von Blendungen in das Auge2 

Im Anwendungsfall einer PV-Anlage werden die blendungsverursachenden Reflexionseigenschaften 
vorrangig durch die sich auf der Oberseite der Photovoltaikmodule (PV-Modul) befindliche Schicht aus 
Sicherheitsglas beschrieben. Auf dieser glatten Oberfläche kann es zu Reflexionen und somit Blendungen 
kommen. Um diesem entgegenzuwirken kann das Sicherheitsglas mit einer Antireflexionsschicht oder 
einer Oberflächentextur versehen werden. Dadurch wird einfallendes Sonnenlicht bei der Reflexion am 
Glas aufgeweitet und diffus zerstreut, wodurch die Leistungsdichte der Reflexionsstrahlung sinkt. Die 
Ausdehnung des reflektierten Objektes wird bei einer PV-Anlage durch die Parametrierung des gewählte 
Aufständerungssystems beschrieben. Die Entfernung ergibt sich aus der Position zwischen dem 
Beobachter und der PV-Anlage. 

2. Lichtleitlinie 

In Deutschland ist die Grundlage für die Beurteilung von Lichtimmissionen die „Hinweise zur Messung, 
Beurteilung und Minderungen von Lichtimmissionen“ (Licht-Leitlinie) der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz. Als maximale zulässige Dauer von Immissionen einer PV-
Anlage werden 30 Minuten pro Tag und in Summe maximal 30 Stunden pro Jahr definiert, wobei der 
Himmel im Tages- und Jahresverlauf ständig vollkommen wolkenfrei ist. Dies gilt für die schutzwürdigen 
Räume, welche sind: 

• Wohnräume, 
• Anschließende Außenflächen (z.B. Terrassen und Balkone) zwischen 6:00 und 22:00 Uhr, 
• Schlafräume, einschließlich Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten und Bettenräume in 

Krankenhäusern und Sanatorien, 
• Unterrichtsräume in Schulen, Hochschulen und ähnlichen Einrichtungen, 

 
2 Ho, C. K., Ghanbari, C. M., and Diver, R. B., 2011, Methodology to Assess Potential Glint and Glare Hazards From Concentrating 
Solar Power Plants: Analytical Models and Experimental Validation, ASME J. Sol. Energy Eng., 133. 
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• Büroräume, Praxisräume, Arbeitsräume, Schulungsräume und ähnliche Arbeitsräume, 
• Unbebaute Flächen, auf denen nach Bau- oder Planungsrecht Gebäude mit schutzwürdigen 

Räumen zugelassen sind, in einer Bezugshöhe von 2 Meter über dem Boden. 

Darüber hinaus definiert die Licht-Leitlinie Ausschlusskriterien für die Blendung. Es wird sich 
erfahrungsgemäß darauf berufen, dass Blendwirkungen gar nicht oder nur kurzzeitig stattfinden, wenn 
sich der Ort weiter als 100 Meter von der Photovoltaikanlage entfernt befindet. Ein weiteres Kriterium 
ist der Stand des Einfallswinkels der solaren Strahlung. Bei einem streifenden Einfall der Sonnenstrahlung 
auf das PV-Modul kommt es zur primären Blendung durch die Sonne und nicht durch die Blendung aus 
der Reflexion des Lichtes. Hierfür wird ein Differenzwinkel von größer 10° definiert.  

Laut der Licht-Leitlinie sind zulässige Maßnahmen für die Verminderung oder Vermeidung von 
Blendwirkungen: 

• eine Unterbindung der Sicht auf das Photovoltaikmodul in Form von einem Zaun, Wällen, 
blickdichtem Bewuchs, oder ähnliches, in Höhe der Moduloberkante, 

• eine Optimierung der Modulaufstellung bzw. -neigung oder -ausrichtung, 
• ein Einsatz von reflexionsarmen Modulen. 

3. Blendungsanalyse mit ForgeSolar 

Zur gutachterlichen Bestimmung der im Jahresverlauf auftretenden Blendungsereignisse und der 
Abwicklung der damit verbundenen komplexen Vektorberechnungen wird zur Blendungsanalyse auf das 
Online-Tool ForgeSolar zurückgegriffen. Mit dessen Hilfe kann minütlich aus dem standortspezifischen 
Sonnenverlauf der resultierende Blendungswinkel der Photovoltaikanlage sowie die durch die Blendung 
auftretende Leuchtstärke unter vorgegebenen Anlagenparametern ermittelt werden. Als Datengrundlage 
für die Geländehöhe dienen die Daten von Google, insofern keine eigenen Höhen definiert werden. 

Die Blendungsberechnung basiert auf der „Solar Glare Hazard Analysis Tool Technology“ (SGHAT) vom 
Sandia National Laboratories, einer US-amerikanischen Forschungs- und Entwicklungseinrichtung des US-
Energieministeriums. Für vorgegebene Blendungspunkte sowie entlang Strecken erfolgt die Auswertung 
der Blenddauer sowie Bewertung der Immissionen mitsamt Einordnung der Gefahr für das Auge.  

Die SGHAT arbeitet in ihrer Methode mit verschiedenen Annahmen und Beschränkungen, welche im Zuge 
der vollumfänglichen Blendungsanalyse zu berücksichtigen sind. Für den Sachverhalt relevante Punkte 
sind: 

• Es scheint dauerhaft die Sonne. 
• Die Sommerzeit wird nicht berücksichtigt, was für im Sommer auftretende Blendungen 

bedeutet, dass sie in der Realität eine Stunde später auftritt. 
• Der der Berechnung zu Grunde liegende Algorithmus vereinfacht die PV-Fläche und arbeitet von 

dem geometrischen Zentrum aus. Entsprechender Weise ist die Analyse von kleinen Subflächen 
für die einzelnen zu betrachtenden Blendungspunkte empfehlenswert. 
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• Bei der Berechnung der Blendung werden keine Verschattungsobjekte berücksichtigt, 
stattdessen wird immer von einem direkten Strahlengang zwischen der Photovoltaikanlage und 
dem Blendungspunkt ausgegangen. Ist dieser nicht möglich, ist die Verschattung anderweitig zu 
beachten. 

• Bei der Berechnung der Blendung wird kein spezifischer Differenzwinkel zwischen der 
Photovoltaikmoduloberkante und dem Blendungspunkt berücksichtigt und jede theoretisch 
mögliche Blendung erfasst. 

4. Ableitende Vorgaben für die Methodik des Gutachtens 

Die Ermittlung von potenzieller Blendwirkung im Zuge des Immissionsschutzes erfolgt nach den Vorgaben 
der Licht-Richtlinie unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der zur Analyse genutzten 
Blendungsberechnung. Folgende Schlussfolgerungen lassen sich hieraus für die Methodik ziehen: 

1. Bei der Bestimmung der Blendungspunkte befindet sich in Wohngebäuden der schutzwürdige 
Raum grundsätzlich in jeder Etage, mit Hinblick auf die Geometrie des Strahlengangs ist jedoch 
die höchste Etage als die Gefährdetste einzustufen, da diese bei dem niedrigsten Sonnenstand 
bereits Blendungen erfährt. Entsprechend sind die Blendungspunkt nach dieser zu definieren. 

2. Die Sichtbeziehungen zwischen der PV-Anlage und den Blendungspunkten sind hinsichtlich ihres 
Strahlengangs vorab getrennt auf mögliche Verschattungsobjekte zu untersuchen, welche die 
Blendung verhindern können. 

3. Für jeden Blendungspunkt muss eine eigene Analyse erstellt werden, welche mögliche 
Verschattungen sowie die 100 m Entfernung zwischen PV-Anlage und Blendungspunkt 
berücksichtig, sodass Vereinfachungen der Blendungsberechnung sowie Vorgaben der Licht-
Leitlinie gleichermaßen berücksichtigt werden. 

4. Die Simulationsergebnisse sind nachträglich auszuwerten, wobei Blendungen erst bei ein 
Differenzwinkel von größer 10° auftreten und Blendungen maximale 30 min pro Tag, bzw. 30 h 
im Jahr an einem Blendungspunkt auftreten dürfen. Zusätzlich ist der Einbezug der Sommerzeit 
für die eindeutige Bestimmung zu berücksichtigen. 
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II. Ortsbeschreibung 

 
Die zu begutachtende Photovoltaik-Freiflächenanlage besteht aus 7 Teilflächen und befindet sich auf 
einer 1.701.652 m2 großen Fläche entlang des östlichen und westlichen Randes der Bundesautobahn A72 
zwischen den Anschlussstellen Borna-Nord und Borna-Süd. Die Bundesautobahn befindet sich in einem 
Mindestabstand von 22m. 

Die Fläche liegt östlich der Stadt Borna und grenzt im Nordwesten direkt an die Photovoltaikfläche „Borna 
A72“. Im Nord-Osten der Fläche befindet sich der Bockwitzer See. Südlich angrenzend liegen im Osten der 
Fläche Wald- und Wiesengebiete. 

 

 

Abbildung 3: (a) geplanter Standort (b) Modulfläche 

 

 

 

 

 

 

 

 

(a) (b) 
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 Teilfläche 2.1 

 

Die Teilfläche 2.1 befindet sich auf einer Höhe von 150 bis 157m über Normalnull. Im Nordwesten der 
Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem 
Mindestabstand von 40m zu finden. 

Im Norden der geplanten Anlage befinden sich in 
einem Abstand von 200m Wohngebäude, welche 
durch einen Wall abgegrenzt sind.  

Östlich der Projektfläche liegen in 35m Entfernung 
die Grünflächen der PV-Anlage, die im 
Bebauungsplan ausgewiesen sind. Südlich befindet 
sich angrenzend die Geschwister-Scholl-Straße 
sowie, dahinter liegend, eine Ackerfläche. 

 

 

 Teilfläche 2.2 

 

Die Teilfläche 2.2 befindet sich auf einer Höhe von 155 bis 167m über 
Normalnull. Im Westen der Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem 
Mindestabstand von 22m zu finden. 

Östlich der Projektfläche liegen Grünflächen, die im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan ausgewiesen sind. Dahinter befindet sich in 80m Entfernung 
der Teilbereich 2.3. Nördlich befindet sich angrenzend die Geschwister-Scholl-
Straße sowie, dahinter liegend, Teilfläche 2.1 sowie die Photovoltaikfläche 
„Borna A72“. 

 

 

 

 

 

   

 

 

 

 

Abbildung 4: Teilfläche 2.1 

Abbildung 5: Teilfläche 2.2 
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 Teilfläche 2.3 

 

Die Teilfläche 2.3 befindet sich auf einer Höhe von 160 bis 170m über 
Normalnull. Im Westen der Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem 
Mindestabstand von 22m zu finden. 

Westlich der Projektfläche liegen Grünflächen, die im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan ausgewiesen sind, dahinter in 80m Entfernung der 
Teilfläche 2.2. Im Norden, Osten und Süden befinden sich Wald- und 
Grünflächen. 

 

 

 

  Teilfläche 2.4 

 

Die Teilfläche 2.4 befindet sich auf einer Höhe von 160 bis 167m über 
Normalnull. Im Osten der Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem 
Abstand von mindestens 32m zu finden. 

Im Norden befindet sich die Lausicker Straße, sowie, dahinter liegend, 
Teilfläche 2.7. Im Süden der Projektfläche befindet sich eine Fläche der Stadt 
Borna, dahinterliegend, in circa 500m Entfernung die Auffahrt der 
Anschlussstelle Borna Süd. 

Westlich der Projektfläche liegen Grünflächen, die im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan ausgewiesen sind. Dahinter befindet sich Wald- und 
Kleingartenflächen der Stadt Borna. 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 6: Teilfläche 2.3 

Abbildung 7: Teilfläche 2.4 
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 Teilfläche 2.5 

 

Die Teilfläche 2.5 befindet sich auf einer Höhe von 160 bis 167m über 
Normalnull.  

Im Westen der Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem Abstand von 
mindestens 22m zu finden. 

Östlich der Projektfläche liegen Grünflächen, die im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan ausgewiesen sind, dahinter befindet sich Wald.  

Nördlich befindet sich angrenzend die Bockwitzer Straße sowie, dahinter 
liegend, Teilfläche 2.2. 

 

 

Teilfläche 2.6 

Die Teilfläche 2.6 befindet sich auf einer Höhe von 165 bis 170m über 
Normalnull.  

Im Westen der Fläche ist die Bundesautobahn A72 sowie die Anschlussstelle 
„Borna Süd“ in einem Abstand von mindestens 30m zu finden. Im Süden und 
Osten befindet sich Wald. 

Im Norden befindet sich angrenzend die Teilfläche 2.5. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 8: Teilfläche 2.5 

Abbildung 9: Teilfläche 2.6 
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 Teilfläche 2.7 

Die Teilfläche2.7 befindet sich auf einer Höhe von 157 bis 161m über Normalnull.  

Im Osten der Fläche ist die Bundesautobahn A72 in einem Abstand von mindestens 
30m zu finden. Im Süden befindet sich die Lausicker Straße, sowie, dahinter liegend, 
Teilfläche 2.4. Im Norden der Fläche entsteht das Gewerbegebiet „Borna Ost“. 

Westlich der Projektfläche liegen Grünflächen, die im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan ausgewiesen sind, dahinter befindet sich Wald- und 
Kleingartenflächen der Stadt Borna. 

  

 

 

  

Abbildung 10: Teilfläche 2.7 
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III. Systembeschreibung 

Die PV-Anlage (vgl. Abb. 11) ist eine Mischung zwischen Süd-Ausrichtung und einem Ost-West-System. 
Gemäß der Licht-Leitlinie lassen sich folgende blendungsgefährdete Orte im Umkreis der PV-Anlage 
bestimmen. Im Westen der Fläche Teilfläche 2.4 sind Gebäude in einem Abstand von ca. 75m zu finden, 
nördlich der Teilfläche 2.2 und Teilfläche 2.3 liegt die Geschwister-Scholl-Straße, westlich der TG 2.1, TG 
2.2, TG 2.5 und TG 2.6 befindet sich die Autobahn A72. 

 
Abbildung 11: Übersicht der PV-Anlage mit benannten Blendungspunkten in 100m-Umfeld 

2.1 

2.2 

2.3 

2.7 

2.4 

2.5 

2.6 
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1. Anlagenparameter 

Die PV-Module werden auf sogenannten Modultischen gemäß Abbildung 12 montiert, welche in 
regelmäßigen Abständen über die Fläche errichtet werden. Diese starren Tische weisen einen 
Neigungswinkel von 15° für Süd-Ausrichtung und 10° für OW-System auf. Somit befinden sich die PV-
Module in einer Höhe von 0,7m bis 2,56m für Süd-Ausrichtung sowie 0,7m bis 1,95m für OW-System 
über dem Boden.  

Die voraussichtlich zum Einsatz kommenden Module von Trina Solar sind mit einer 
Antireflexionsschicht ausgestattet (Vgl. Anlage 1: Mechanical Data Glass; AR = anti reflection). Aus 
gutachterlicher Sicht können in der Bauausführung grundsätzlich auch andere PV-Module zum Einsatz 
kommen, welche die gleichen Eigenschaften wie die hier beschriebenen aufweisen. 

 

 

 
Abbildung 12: Skizze der Modultische im Schnitt (a) OW-System (b) Süd-Ausrichtung. Die Abmessungen sind in Millimetern 

angegeben. 

(a) 

(b) 
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IV. Ergebnisse 

 

Für die PV-Anlage in Borna werden gemäß der Licht-Leitlinie im Umkreis der PV-Anlage folgende 
Objekte in Tabelle 1 identifiziert, die unter den schutzwürdigen Raum fallen. 

 

Objekt Entfernung zur 
PV-Anlage 

Sichtbeziehung 

Autobahn A72 westlich TG 2.1 40m Verschattet; Ausschluss von weiteren Betrachtungen, 
da keine Blendungsgefahr besteht 

Autobahn A72 westlich TG 2.2 22m Teilverschattet; Weitere Betrachtung mit Teilmenge 
der PV-Anlage notwendig 

Autobahn A72 westlich TG 2.5 22m Teilverschattet; Weitere Betrachtung mit Teilmenge 
der PV-Anlage notwendig 

Autobahn A72 westlich TG 2.6 30m Verschattet; Ausschluss von weiteren Betrachtungen, 
da keine Blendungsgefahr besteht 

Autobahnauffahrt zwischen 
TG 2.5 und TG 2.6 

40m Teilverschattet; Weitere Betrachtung mit Teilmenge 
der PV-Anlage notwendig 

Geschwister-Scholl-Straße 32m Teilverschattet; Weitere Betrachtung mit Teilmenge 
der PV-Anlage notwendig 

Gebäude in 100m-Umfeld 75m Verschattet; Ausschluss von weiteren Betrachtungen, 
da keine Blendungsgefahr besteht 

Tabelle 1: Schutzwürdiger Raum im Umkreis der PV-Anlage in Energiepark Borna 
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1. Ergebnisse für Autobahn A72 westlich TG 2.1 

 

  
Abbildung 13: Erdwall westlich TG 2.1 (a) Ansicht von der Brücke (b) Blick auf der Autobahn Richtung Norden (Quelle: Google Maps) 

  

Westlich des TG 2.1 entlang der Autobahn A72, wie in Abbildung 13 ersichtlich ist, ist ein Erdwall 
vorhanden, welcher den Strahlengang zwischen der PV-Anlage und der Autobahn A72 unterbindet. 
Dementsprechend wird die Blendung von der PV-Anlage auf die Autobahn A72 neben TG 2.1 
ausgeschlossen. 

 

2. Ergebnisse für Autobahn A72 westlich TG 2.2 

Entlang der Autobahn A72 westlich TG 2.2 können bei der Fahrt Richtung Norden theoretisch Reflexionen 
durch die PV-Anlage auftreten. Diese können den Berechnungen zufolge ab 07. April bis 29. Mai und ab 
Mitte Juli bis 04. September zwischen 4:50-5:55 Uhr für maximal 14 Minuten pro Tag auftreten. Allerdings 
ist die Blendung in diesem Zeitraum mit einem Austrittswinkel kleiner als 10°. 

Da die Differenz zwischen Sonnenstrahlung und Reflexionen der Immissionsquelle weniger als 10° beträgt  
muss die Sonne selbst als Ursache für eine mögliche Blendwirkung heran gezogen werden. D.h. die 
Blendung wird von der Sonne selbst verursacht. Von daher kann eine Beeinträchtigung für Fahrzeugführer 
durch die PV-Anlage westlich TG 2.2 mit großer Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden.  

Zur Veranschaulichung verdeutlicht die folgende Skizze die Situation: 

Erdwall 
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Abbildung 14: PV-Anlage in TG 2.2 neben Autobahn A72 – Der grün markierte Bereich symbolisiert den Sichtwinkel des Fahrzeugführers 

(Fahrrichtung +/-20°) im gelb markierten Bereich können morgens Reflexionen auftreten 

 

3. Ergebnisse für Autobahn A72 westlich TG 2.5 

Entlang der Strecke westlich der PV-Anlage in TG 2.5 können in bestimmten Jahreszeiten bei der Fahrt 
Richtung Norden morgens Reflexionen auftreten. Gemäß der Berechnungen können Reflexionen im 
Zeitraum  16. bis 29. April sowie 12. - 25. September zwischen 5:50 - 6:20 Uhr für maximal 18 Minuten 
pro Tag auftreten. 

Auch diesem Fall hat die Reflexionen einer Differenz zwischen Sonne und Immissionsquelle von weniger 
als 10° und ist wie bereits unter Punkt 2 dargestellt, zu vernachlässigen. Eine Beeinträchtigung der 
Fahrzeugführer in Autobahn A72 kann mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 

Die Abbildung 15 verdeutlicht die Situation:  
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Abbildung 15: PV-Anlage in TG 2.5 neben Autobahn A72 – Der grün markierte Bereich symbolisiert den Sichtwinkel des Fahrzeugführers 

(Fahrrichtung +/-20°) im Gelb markierten Bereich können morgens Reflexionen auftreten 

Im Bereich der Anschlussstelle Borna-Süd wird die als zu erwartende Mindestgeschwindigkeit auf den 
Beschleunigungsstreifen von 60 km/h zu Grunde gelegt, dabei beträgt der Öffnungswinkel des Sichtfeldes 
des Fahrers 60° 3). Bei den Berechnungen zeigt sich, dass die Module mit Lichtemissionen außerhalb der 
Sichtbereiche der Fahrzeugführer liegen. Daher kann für diesen Bereich eine Beeinträchtigung von 
Fahrzeugführern durch die PV-Anlage ausgeschlossen werden. Die entsprechende Situation ist in 
Abbildung 16 dargestellt. 

   
Abbildung 16: Das Sichtfeld der Fahrzeugführer in Grün. Die Roten Linie geben die Reflexion Grenzen zu dem untersuchten Punkt. Der orange 

Bereich stellt die Fläche dar, die von der Blendung betroffen ist 

 
3 „HAV-Hinweise für das Anbringen von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen“, 01. September 2013, Prof. Dr.-Ing. S. 
Giesa, Prof. Dr.-Ing J. Bald, Dipl.-Ing K. Stumpf 
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4. Ergebnisse für Autobahn A72 westlich TG 2.6 

 
Abbildung 17: Autobahn A72 neben TG 2.6 (Quelle: Street View Google maps) & Geländeverlauf (Quelle: Google Earth) 
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Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist in diesem Bereich kein direkter Sichtkontakt von der Autobahn 
A72 zur Immissionsquelle vorhanden. Die Abbildung 17 verdeutlicht den Geländeverlauf. Eine 
Beeinträchtigung von Fahrzeugführern durch die PV-Anlage kann ausgeschlossen werden. Dies gilt 
gleichermaßen auch für den weiteren Verlauf der Autobahn neben TG 2.6. 

Im Bereich der Anschlussstelle Borna-Süd in Bezug auf TG 2.6 wird die als zu erwartende 
Mindestgeschwindigkeit auf den Beschleunigungsstreifen von 60 km/h zu Grunde gelegt, dabei beträgt 
der Öffnungswinkel des Sichtfeldes des Fahrers 60°. Es zeigt sich für den betroffenen Bereich und beide 
Fahrrichtungen, dass die Module mit Lichtemissionen außerhalb der Sichtbereiche der Fahrzeugführer 
liegen. Daher kann eine Beeinträchtigung von Fahrzeugführern durch die PV-Anlage in diesem Bereich 
ausgeschlossen werden. 

Das Sichtfeld der Fahrzeugführer ist in Abbildung 18 dargestellt. 

 
Abbildung 18: Das Sichtfeld der Fahrzeugführer in Grün. Die Roten Linie geben die Reflexions-Grenzen zum untersuchten Punkt. Der orange 

Bereich stellt die Fläche dar, welcher von der Blendung betroffen ist. 

 

5. Ergebnisse am Gebäude in 100m-Umfeld 

Die Gebäude im 100 m-Umfeld westlich des TG 2.4 werden maßgeblich durch existierende 
Sichtschutzobjekte beeinflusst, welche zum jetzigen Zeitpunkt bereits den Strahlengang zwischen der PV-
Anlage und dem schutzwürdigen Raum unterbinden. Die Abbildung 19 zeigt einen dichten 
Pflanzenbewuchs ausreichender Höhe, welche den Gebäuden in ca. 100 m Entfernung zur PV-Anlage auch 
im Winterhalbjahr einen Sichtschutz bietet. 



 

    

 

- 21 - 

 
Abbildung 19: Bewuchs zwischen TG 2.4 und Gebäude in 100m-Umfeld 

6. Ergebnisse an der Geschwister-Scholl-Straße 

 
Abbildung 20: Geschwister-Scholl-Straße nördlich PVA TG 2.2. Der grün markierte Bereich symbolisiert den für Fahrzeugführer Sichtwinkel 

(Fahrrichtung +/-20°) im gelb markierten Bereich können morgens Reflexionen verursachen  

Auf der Geschwister-Scholl-Straße können in Fahrtrichtung Osten Reflexionen durch die PV-Anlage TG 2.2 
auftreten. In der Realität ist in diesem Bereich allerdings eine Böschung mit Bäumen vorhanden, welche 
teilweise Sichtschutz bieten kann.  

Zusätzlich wären bei der Fahrt in Richtung Osten oder Westen Reflexionen für den Fahrzeugführer nur 
wahrnehmbar, wenn dessen Blick von der Fahrbahn abgewendet wird und direkt nach Süden in Richtung 
der Sonne geblickt wird. Das heißt, die Reflexionen liegen außerhalb des für den Fahrzeugführer 
relevanten Sichtwinkels (parallel zur Fahrbahn) und sind daher zu vernachlässigen. 
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V. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Sichtbeziehungen zwischen der PV-Anlage und den blendungsgefährdeten Orten wird nach Abbildung 
11 beschrieben. Maßgeblich wird diese durch existierende Sichtschutzobjekte beeinflusst, welche zum 
jetzigen Zeitpunkt bereits den Strahlengang zwischen der PV-Anlage und dem schutzwürdigen Raum 
unterbinden. 

Besonders im westlichen Teil der PV-Anlage in Teilgebiet 2.4 und 2.7 existiert zum Status quo bereits ein 
dichter Pflanzenbewuchs ausreichender Höhe, welcher die Gebäude in 100 m Entfernung zur Anlage einen 
Sichtschutz bietet. Der Sichtschutz an der östlichen Seite der Teilgebiete 2.4 und 2.7 setzt sich durch einen 
Erdwall fort und unterbindet hierdurch die Blendung der PV-Anlage auf die Autobahn A72. Für die sich 
zwischen Teilgebiet 2.1 und Teilgebiet 2.2 befindliche „Geschwister-Scholl-Straße“ bieten die Bäume 
einen partiellen Sichtschutz. Für die Autobahn A72 im Westen der Teilgebiete 2.1, 2.2, 2.5 und 2.6 liegen 
Bäume mit einer Höhe von ca. 6 m und einer Breite von ca. 4 m in einem regelmäßigen Abstand von 10 
m, diese bieten auch einen partiellen Sichtschutz.  

Die Blendungsbetrachtung wurde jedoch für jedes einzelne Objekt mit seiner zugehörigen Teilmenge der 
PV-Anlage weitergeführt, ohne den partiellen Sichtschutz zu betrachten. 

Für alle blendungsgefährdeten Orte sind mehrere Betrachtungen mit variierenden Azimuten durchgeführt 
worden. Die ertragstechnische ideale Südausrichtung führt bei den östlich liegenden Teilgebieten 2.1, 2.2, 
2.5 und 2.6 nach der Licht-Leitlinie innerhalb der 100m Entfernung zur Autobahn A72 aus gutachterlicher 
Sicht zu unzulässigen Blendungen. Die PV-Anlage darf in diesem Bereich entsprechend nicht mit einem 
Azimut von 180° errichtet werden, insofern keine Verschattungsmaßnahmen ergriffen werden. Besonders 
sind hiervon der Teil der Autobahn A72 neben Teilgebiet 2.5 und Teilgebiet 2.6 sowie die 
Autobahnauffahrt zwischen den beiden Teilflächen betroffen.  

Die PV Module im Teilgebiet 2.7 weisen bei einem Azimut von 180° aufgrund der Sichtschutzobjekte (hier 
Erdwall) keine Blendung auf, aus welchem Grund hier die PV-Anlage ertragsideal errichtet werden kann. 

Zur Verhinderung von Emissionen der PV-Anlage im Teilgebiet 2.2 in Bezug zur Autobahn A72 ist eine 
Anpassung des Azimuts der PV-Module notwendig. Im blendungsrelevanten Bereich müssen für den 
Teilbereich 2.2 die PV-Module größer 18° nach Osten (Azimut <= 162°) eingedreht werden um alle 
relevanten Blendungen sinnvoll zu verhindern und die vorgegebenen Grenzwerte aus der Licht-Leitlinie 
eingehalten 

Für die Teilbereiche 2.5 und 2.6 ist im blendungsrelevanten Bereich ein Eindrehen um 13° nach Osten 
(Azimut <= 167°) notwendig. Hierdurch werden die Blendeffekte in Richtung der Autobahn A72 stark 
reduziert bzw. eliminiert und die vorgegebenen Grenzwerte aus der Licht-Leitlinie eingehalten. Ein 
exemplarisches Anlagenlayout der PV-Anlage zeigt Abbildung 21. 
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Abbildung 21: Beispielhaftes Anagenlayout unter Einhaltung der Licht-Leitlinie 

 

Mit diesen Anpassungen wurden folgenden Blendungszeiten der einzelnen schutzwürdigen Objekte 
gemäß Tabelle 2 ermittelt.  
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Objekt Sichtbeziehung Azimut Blenddauer 

Gebäude in 100m-Umfeld Verschattet - - 

Autobahn A72 östlich TG 
2.1 

Verschattet 165° - 

Autobahn A72 östlich TG 
2.2 

Teilverschattet 162° 0 h 

Autobahn A72 östlich TG 
2.5 

Teilverschattet 167° 0 h 

Autobahn A72 östlich TG 
2.6 

Teilverschattet 167° 0 h 

 

Autobahnauffahrt zw. TG 
2.5 und 2.6 

TG 2.5 Unverschattet 167° 0 h 

TG 2.6 Unverschattet 167° 0 h 

Geschwister-Scholl-Straße 
zw. TG 2.1 & 2.2 

TG 2.1 Teilverschattet 90°/270° 0 h 

TG 2.2 Teilverschattet 59°/249° 0 h 

Tabelle 2: Blenddauer unter Vorgabe des Azimutwertes der PV-Anlage und des Sichtwinkels des Fahrers 
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1. Fazit 

Im Rahmen dieser Analyse wurden Gefahren durch Blendeffekte herausgearbeitet und festgehalten, 
welche Objekte vor Blendeffekten durch die PV-Anlage im Umfeld geschützt sein müssen. Bei den 
schutzbedürftigen Objekten handelt es sich um die Autobahn A72, Geschwister-Scholl-Straße und 
Gebäude im 100 m-Umfeld an den angrenzenden Flächen der PV-Anlage. Mit der Sofware ForgeSolar 
wurde das Auftreten von Blendeffekten als Folge von Reflexionen der Sonnenstrahlung auf der PV-Anlage 
auf die ermittelten Objekte errechnet und bewertet.  

Weiterführend werden Maßnahmen zur Prävention und Reduzierung von Blendeffekten für die sich im 
Bereich der PV-Anlage befindlichen Autobahn A72 benannt. Die Auswirkungen der Reflexion auf die 
Autobahn werden durch das Eindrehen der PV-Module um 18° für TG 2.2 bzw. um 13° für TG 2.5 und TG 
2.6 nach Osten nachweislich wirksam reduziert oder sogar eliminiert. Somit werden die Vorgaben der 
Licht-Leitlinie eingehalten. Eine Bebauung der Freifläche neben die Autobahn A72 kann, entsprechend der 
in Abbildung 21 gezeigten Belegung, unter den vorangehend beschriebenen Anlagenparametern aus 
gutachterlicher Sicht in Bezug auf die Blendung freigegeben werden. 

2. Beurteilung der Ergebnisse 

Eine Blendwirkung der geplanten PV-Anlage auf die benachbarten schützenswerten Objekte kann 
hinsichtlich Ausrichtungen und Neigung der Modulaufständerungen im Sinne der Licht-Leitlinie auch ohne 
weitere Sichtschutzmaßnahmen ausgeschlossen werden, insofern die Vorgaben dieses Gutachtens 
bezüglich der Azimuth-Anpassung der PV-Module eingehalten werden. 

3. Haftungsausschluss 

Die hier dargestellten Untersuchungen, Sachverhalte und Einschätzungen wurden nach bestem Wissen 
und Gewissen und anhand von vorgelegten Informationen, eigenen Untersuchungen und 
weiterführenden Recherchen angefertigt. Eine Haftung für etwaige Schäden, die aus diesen Ausführungen 
bzw. weiteren Maßnahmen erfolgen, kann dennoch nicht übernommen werden. 

 

Leipzig, den 08.11.23    __________________________ 

      Dipl. Ing. Danny Wehnert  
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Anhang 

A Moduldatenblatt 

 

Mono Multi Solutions

 

0~+5W
POSITIVE POWER TOLERANCEMAXIMUM POWER OUTPUT

575W
MAXIMUM EFFICIENCY
21.3%

IEC61215/IEC61730/IEC61701/IEC62716/UL61730
ISO 9001:  Quality Management System
ISO 14001:  Environmental Management System
ISO14064:  Greenhouse Gases Emissions Veri!cation   
ISO45001:  Occupational Health and Safety Management System 

Comprehensive Products and System Certi!cates 

EU-28 WEEE
COMPLIANT

RECYCLABLE
PACKAGING

PRODUCT: TSM-DEG19RC.20

PRODUCT RANGE: 550-575W

High customer value

High power up to 575W

High reliability

High energy yield

BIFACIAL DUAL GLASS MONOCRYSTALLINE MODULE

• Lower LCOE (Levelized Cost Of Energy), reduced BOS (Balance of 
System) cost, shorter payback time
• Lowest guaranteed !rst year and annual degradation;
• Designed for compatibility with existing mainstream system 
components
• Higher return on Investment

• Up to 21.3% module e"ciency with high density interconnect 
technology
• Multi-busbar technology for better light trapping e#ect, lower series 
resistance and improved current collection 

• Minimized micro-cracks with innovative non-destructive cutting 
technology
• Ensured PID resistance through cell process and module material 
control
• Resistant to harsh environments such as salt, ammonia, sand, high 
temperature and high humidity areas
• Mechanical performance up to 5400 Pa positive load and 2400 Pa 
negative load

• Excellent IAM (Incident Angle Modi!er) and low irradiation 
performance, validated by 3rd party certi!cations
• The unique design provides optimized energy production under 
inter-row shading conditions 
• Lower temperature coe"cient (-0.34%) and operating temperature
• Up to 25% additional power gain from back side depending on albedo

84.95%
90%

100% 98.0%

Years 5 10 15 20 25 30

Gu
ar

an
te

ed
 P

ow
er

Trina Solar’s Vertex Bifacial Dual Glass Performance Warranty

Preliminary
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DIMENSIONS OF PV MODULE(mm)

www.trinasolar.com

CAUTION: READ SAFETY AND INSTALLATION INSTRUCTIONS BEFORE USING THE PRODUCT.
© 2022 Trina Solar Co.,Ltd. All rights reserved. Speci!cations included in this datasheet are subject to change without notice.
Version number: TSM_EN_2022_PA5

Operational Temperature

Maximum System Voltage

-40~+85ºC

1500V DC (IEC)

Modules per box: 36 pieces

Modules per 40’ container: 720 pieces

Monocrystalline Solar Cells

Max Series Fuse Rating 35A

MECHANICAL DATA 

TEMPERATURE RATINGS MAXIMUMRATINGS 

PACKAGING CONFIGUREATION WARRANTY 

(Please refer to product warranty for details)

Front View Back View

  

ELECTRICAL DATA (STC)

ELECTRICAL DATA (NOCT)

*Measuring tolerance: ±3%.

*Please refer to regional datasheet for speci!ed connector.

STC: Irrdiance 1000W/m2, Cell Temperature 25ºC, Air Mass AM1.5.

Maximum Power Voltage-VMPP (V)

Maximum Power Current-IMPP (A)

Open Circuit Voltage-VOC (V)

Short Circuit Current-ISC (A)

Module E"ciency η m (%) 

Maximum Power-PMAX (Wp)

Power Tolerance-PMAX (W)

I-V CURVES OF PV MODULE(560 W)

Cu
rr

en
t (

A)
 

P-V CURVES OF PV MODULE(560 W)

Po
w

er
 (W

) 

Voltage(V)

Voltage(V)

Peak Power Watts-PMAX (Wp)*

NOCT: Irradiance at 800W/m2, Ambient Temperature 20°C, Wind Speed 1m/s.

Portrait: 350/280 mm(13.78/11.02 inches) 
Length can be customized 

2384×1134×30 mm (93.86×44.65×1.18 inches)

33.4 kg (73.63 lb)

2.0 mm (0.08 inches), High Transmission, AR Coated Heat Strengthened Glass

EVA/POE

30mm(1.18 inches)  Anodized  Aluminium Alloy

IP 68 rated

Photovoltaic Technology Cable 4.0mm2 (0.006 inches2),

MC4 EVO2 / TS4*

132 cells

2.0 mm (0.08 inches), Heat Strengthened Glass (White Grid Glass)

Module Dimensions

Weight

Front Glass

Encapsulant material

Back Glass

Frame

J-Box

Cables

Connector

No. of cells

43°C (±2°C)

- 0.34%/°C

- 0.25%/°C

0.04%/°C

Temperature Coe"cient of PMAX

Temperature Coe"cient of VOC

Temperature Coe"cient of ISC

NOCT(Nominal Operating Cell Temperature)

12 year Product Workmanship Warranty

30 year Power Warranty

0.45% Annual Power Attenuation

2% !rst year degradation

Maximum Power Voltage-VMPP (V)

Maximum Power Current-IMPP (A)

Open Circuit Voltage-VOC (V)

Short Circuit Current-ISC (A)

Electrical characteristics with di!erent power bin (reference to 10%  Irradiance ratio) 

Irradiance ratio (rear/front)

Open Circuit Voltage-VOC  (V)

Short Circuit Current-ISC (A)

Maximum Power Voltage-VMPP  (V)

Maximum Power Current-IMPP (A)

Total Equivalent power -PMAX (Wp)

Power Bifaciality:70±5%. 1500V DC (UL)

BIFACIAL DUAL GLASS MONOCRYSTALLINE MODULE

0 10 20 30 40 50

5.0

10.0
.

15.0

200W/m2

400W/m2

1000W/m2

800W/m2

600W/m2

20.0

0 10 20 30 40 50

100

200

300

400

500

200W/m2

400W/m2

1000W/m2

800W/m2

600W/m2

600

10%

594

45.0

16.91

15.86

15.80

555

37.4

14.82

45.0
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599
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16.96

15.90

15.86

560

37.7

14.86

45.2

20.7

424

34.9

12.13

42.6

12.78

605

45.5

17.01

15.94

15.90

565

37.9

14.90

45.5

20.9

427

35.1

12.15

42.9

12.81

610

45.7

17.05

15.98

15.93

570

38.2
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14.94

45.7

21.1

431

35.4

12.19

43.0

12.83

615

46.0

17.09

16.02

15.97

575

38.4

38.4

14.97

46.0

21.3

435

35.6

12.21

43.3

12.87

589

44.8

16.86

15.82

15.76
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37.2

14.78

44.8
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34.5
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